
der Evangelischen J(irche 1n Deutschlan 
Heft 7, Jahrgang 1997 Ausgegeben: Hannover, den 15. Juli 1997 

A.. Evangelische Kirche in Deutschland 

Nr. 116* Kundgebung der Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland zum Religionsunter­
richt. 

Vom 25. Mai 1997. 

Mit der deutschen Einheit ist die Diskussion um den Re­
ligionsunterricht an den öffentlichen Schulen neu entbrannt. 
Die Auseinandersetzung um die religiöse und ethische Bil­
dung und Erziehung in der Schule beschäftigt Kirchen, Bun­
destag, Länderparlamente, Parteien und Verbände, vor allem 
aber die unmittelbar Betroffenen: die Schülerinnen und 
Schüler, die Eltern, die Lehrerinnen und Lehrer. Die Evan­
gelische Kirche in Deutschland (EKD) hat sich in ihrer 
Denkschrift "Identität und Verständigung - Standort und 
Perspektiven des Religionsunterrichts in der Pluralität" von 
1994 grundsätzlich und umfassend zu den Fragen des Reli­
gionsunterrichts geäußert. Wenn sich nun die Synode der 
Evangelischen Kirche in Deutschland erneut mit dieser The­
matik befaßt, akzentuiert sie diese evangelische Positions­
bestimmung vor dem Hintergrund aktueller Entwicklungen 
und Herausforderungen: 

1. Religiöse Bildung gehört zum Auftrag der Schule. 

Die Kultur, die unsere Lebenssituation prägt, verdankt 
sich mit ihren freiheitlichen Überzeugungen wie ihrem so­
zialen, diakonischen Verantwortungsbewußtsein gerade 
auch christlich begründeten Überzeugungen. Nur in inten­
siver Auseinandersetzung mit diesen Wurzeln, mit dem brei­
ten Strom erzählter und gestalteter Lebens- und Glaubens­
erfahrung, lassen sich die. Geschichte verstehen, heutige Er­
fahrungen und Problemzusammenhänge deuten und über­
zeugende Zukunftsperspektiven entwickeln. Auch in einer 
pluralen Gesellschaft ist deswegen religiöse Bildung in der 
Schule ein unverzichtbarer Faktor allgemeiner und indivi­
dueller Bildung. Das gilt insbesondere in einer Situation, in 
der interkulturelle Erziehung zum Auftrag der Schule 
gehört. 

2. Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach ist ein un­
erläßliches und wichtiges Angebot religiöser Bildung. 

Konfessioneller Religionsunterricht ist mehr als ein Ler­
nen über Religion (Religionskunde). Ein authentisch in das 
jeweilige Bekenntnis eingewurzelter Religionsunterricht 
dient zum einen pädagogisch den Kindern und Jugendli­
chen; er lebt zum anderen theologisch mit gleicher Klarheit 
aus den Quellen des Glaubens. Er gehört als ordentliches 
Lehrfach zum Fächerkanon eines Lehrplans, der sich des 
Ranges religiöser Fragen bewußt ist. 

3. Der Religionsunterricht gemäß Grundgesetz ist eine not­
wendige Aufgabe des säkularen Staates. Er gehört zu 

einem freiheitlichen Umgang mit Pluralität in der öf­
fentlichen Schule. 

Der freiheitliche, plurale, demokratische Rechtsstaat der 
Bundesrepublik ist zur religiösen und weltanschaulichen 
Neutralität verpflichtet. Die Freiheit im Sinne des Grundge­
setzes beruht auf ethischen Grundlagen sowie den sie prä­
genden weltanschaulichen und religiösen Überzeugungen, 
die der Staat nicht selbst schaffen kann. Er hat deswegen ein 
eigenes Interesse daran, daß diese Grundlagen in der Schule 
vermittelt werden. Daher würdigt das Grundgesetz die Be­
deutung von Religion für das Gemeinwesen und räumt im 
Bildungsbereich den Religions- und Weltanschauungsge­
meinschaften eine Mitwirkung ein. Der konfessionelle Reli­
gionsunterricht ist weder eine großzügige Geste des Staates 
noch ein Privileg der Kirchen. 

Aus der Perspektive von Art. 4 GG dient der Religions­
unterricht nach Art. 7 GG der Sicherung der Grundrechts­
ausübung durch den einzelnen. Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene sollen sich frei und selbständig religiös 
orientieren können. Der Staat gewährleistet die Grundrechte 
der Schülerinnen und Schüler, ihrer Eltern und der Reli­
gionsgemeinschaften und erkennt seine eigene Säkularität 
an. 

Der Religionsunterricht ist staatlichem Schulrecht und 
staatlicher Schulaufsicht unterworfen; seine Einrichtung als 
ordentliches Lehrfach ist für die Schulträger obligatorisch, 
aber individuell freiheitlich geregelt. Zugleich gehört der 
Religionsunterricht in den Verantwortungsbereich der Kir­
chen beziehungsweise Religionsgemeinschaften. Sie ent­
scheiden nach Maßgabe ihrer Grundsätze über die Ziele und 
Inhalte des Unterrichtsfaches Religion, wobei die allgemei­
nen Erziehungsziele der staatlichen Schule gewahrt bleiben 
sowie Struktur und Organisation der jeweiligen Schulart be­
achtet werden müssen. 

4. Evangelischer Religionsunterricht macht die Zugehörig­
keit der Schülerinnen und Schüler zur evangelischen 
Kirche nicht zur Teilnahmebedingung. 

In den neuen Bundesländern finden sich im konfessionel­
len Religionsunterricht vielfach in der Mehrzahl Schüler 
und Schülerinnen, die keiner Konfession angehören. Der 
Vorwurf, die Kirchen kümmerten sich nicht um die religiöse 
Bildung der konfessionslosen Kinder und Jugendlichen, ist 
nicht berechtigt. Ebenso ist in den alten Bundesländern in 
bestimmten Regionen und Schularten eine konfessionelle 
Homogenität der Schülerinnen und Schüler im Religions­
unterricht nicht mehr gegeben. Auch Religionsunterricht 
unter diesen Voraussetzungen ist wegen der Konfessionszu­
gehörigkeit der Lehrenden und der je bestimmten "Grund­
sätze" konfessioneller Religionsunterricht im Sinne des 
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Artikels 7 Abs. 3 GG. Er ist in evangelischer Sicht pädago­
gisch und theologisch ebenso begründet wie jener, bei dem 
alle Schülerinnen und Schüler einer Konfession angehören. 

5. Ein staatlicher Pflichtunterricht in weltanschaulich-reli­
giösen Fragen verfehlt die freiheitlich-demokratischen 
Prinzipien und reduziert in unverantwortlicher Weise die 
Bildungsaufgabe der Schule. 

Ein staatliches, alle Religionen und Weltanschauungen 
umfassendes Pflichtfach muß aufgrundder Verfassung welt­
anschaulich neutral sein und kann die verschiedenen Reli­
gionen nur in religionswissenschaftlicher Beschreibung und 
im religionskundliehen Vergleich betrachten. Das ist für 
einen lebendigen persönlichen Bildungsprozeß in existen­
tiellen Fragen zu wenig. Angesichts einer multikulturellen 
Gesellschaft, die stets auch eine multireligiöse Gesellschaft 
ist, reicht pädagogische Distanz zu Religion und der stets 
anstehenden Wahrheitsfrage nicht aus. Zwar wird argumen­
tiert, ein Lernen mit Kindern, Jugendlichen oder jungen Er­
wachsenen aus unterschiedlichen Kulturen im Klassenver­
band ermögliche größere Toleranz. Die notwendig flächig 
bleibende Darstellung (weil bei religiösen Beurteilungen 
Art. 4 GG verletzt wird) erfaßt aber nicht die religiöse Tie­
fendimension der in kulturellen und religiösen Konflikten 
anstehenden Probleme. Es ist ferner prinzipiell nicht ange­
messen und verkürzt Religion, wenn nur dasjenige von den 
Religionen gleichsam ethisch abgeschöpft wird, was für die 
allgemeine staatliche "Werteerziehung" für sinnvoll ge­
halten wird. 

Die Regelungen des Grundgesetzes zum Religionsunter­
richt entspringen der Einsicht, daß der Staat Vorgaben über 
religiöse und weltanschauliche Orientierungen niemals 
selbst herstellen und sie gleichsam gesetzlich verordnen 
darf. Es gibt außerdem keinen übergeordneten Standpunkt, 
von dem aus er eine Religion beziehungsweise Weltan­
schauung bevorzugen dürfte. Art. 7 GG ermöglicht den 
Schülerinnen und Schülern frei von Zwang die Begegnung 
mit einer identifizierbaren Position, ohne damit konfessio­
nalistische Spaltungen oder Intoleranz zu fördern. Was ge­
schehen kann, wenn sich der Staat ideologisch absolut setzt, 
zeigen die leidvollen Erfahrungen der deutschen Geschichte 
dieses Jahrhunderts. 

Eigene Überzeugungen bilden sich nicht im Niemands­
land der Gleich-Gültigkeit, sondern dadurch, daß junge 
Menschen bestimmten Glaubensüberzeugungen und -Vor­
stellungen begegnen. Das schließt den Dialog mit anderen 
Positionen ein. Wer aber nicht mit einer religiösen Lebens­
sicht wenigstens bis zu einem bestimmten Grad vertraut ist, 
kann Unterschiede und Gemeinsamkeiten weder angemes­
sen erkennen, noch sie sich für die Bildung der eigenen 
Identität begründet zu eigen machen. Verständigung und 
Identität sind wechselseitig aufeinander bezogen. 

Ein starker und tragfähiger Toleranzbegriff sucht nicht 
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner eine Verständigung 
oberhalb bestimmter Standpunkte, sondern ringt um Ver­
ständigung durch die Standpunkte hindurch. Die pluralisti­
sche Situation zur Kenntnis nehmen, heißt auch, die beste­
henden Gegensätze nicht verdrängen. Die Schule braucht 
Antworten auf die Frage, wie die Pluralität der Herkünfte, 
Positionen und Weltanschauungen in das gemeinsame Ler­
nen integriert werden kann. Es besteht die Gefahr, daß ge­
rade das Unterschiedene als unbequem und nur schwer inte­
grierbar ausgeklammert wird. Die eigentlichen Fragen von 
Glaube, Religion und Kultur werden auf diese Weise über­
gangen. Eine "Schule des Dialogs" muß sich bemühen, das 
Fremde und Andere so zur Geltung zu bringen, daß es als 
Voraussetzung für das gemeinsame Leben erkannt und ak­
zeptiert werden kann. In einem Einheitsfach- wie zum Bei­
spiel "Lebensgestaltung - Ethik - Religionskunde" (LER) 

in Brandenburg -, das alles zugleich leisten und neben den 
Fragen der "Lebensgestaltung" und der "Ethik" auch das 
Gesamtfeld der großen Religionen in einer "Religions­
kunde" in einem Bruchteil des Unterrichtsstoffes noch "mit­
nehmen" will, verflacht der Unterricht über Religion. Ent­
scheidungskraft und Urteilsfähigkeit bleiben auf der 
Strecke. 

6. Der Religionsunterricht trägt zur aktuellen Weiterent­
wicklung von Schule bei. 

Viele Elemente der neueren Schulentwicklung sind auch 
im Interesse eines "Perspektivenwechsels" (EKD-Synode 
1994), der die eigene Sicht der Kinder und Jugendlichen 
wahrnimmt und ernst nimmt, ausdrücklich zu begrüßen. So 
ist die Verstärkung fächerverbindender und fächerübergrei­
fender Angebote in den einzelnen Schularten einerseits po­
sitiv zu sehen. Der Religionsunterricht wird sich daran gern 
beteiligen, denn wegen der Verschränkung von Religion und 
Leben, Glaube und Alltag, Kirche und Gesellschaft über­
schneiden sich seine eigenen Unterrichtsgegenstände längst 
mit denen anderer Fächer; entsprechende Möglichkeiten 
sind bereits in verschiedenen Formen erprobt. 

Andererseits setzen integrierte Lehr- und Lernformen 
eigenständige Fächer beziehungsweise Fächergruppen vor­
aus sowie ein klares Bewußtsein von deren inhaltlichen und 
methodischen Möglichkeiten und Grenzen. Sonst ergäbe 
sich ein gravierender Verlust an Fachlichkeit, und der Bezug 
zu den Referenzwissenschaften stünde in Frage. Damit wäre 
der schulische Bildungsauftrag nicht nur des Religions­
unterrichts zur Disposition gestellt. Integrierte Formen müs­
sen also auf der Grundlage des Faches und unter Mit­
wirkung seiner Vertreter entwickelt werden. Im Blick auf 
den Religionsunterricht ist es daher unerläßlich, daß -bevor 
bestimmte Korrespondenz- oder Lernbereiche eingerichtet 
werden- mit den am Religionsunterricht jeweils beteiligten 
Kirchen und Religionsgemeinschaften über den Inhalt und 
die Gestaltung des Unterrichts gesprochen wird. 

7. Die evangelische Kirche begrüßt eine ökumenische 
Zqsammenarbeit im konfessionellen Religionsunter­
richt 

Wo Grundsituationen und Grundfragen menschlicher 
Existenz authentisch behandelt werden, sind stets auch per­
sönliche Bekenntnisse und konfessionelle Färbungen im 
Gespräch. Sie zeigen die Vielfalt christlichen Glaubens und 
Denkens. Eine Meinungsvielfalt innerhalb der Konfessio­
nen und über die Konfessionsgrenzen hinweg hat es schon 
immer gegeben. Die Rede von Bekenntnis oder Konfession 
darf keinen Konfessionalismus meinen; sie ist allerdings 
ebenso unvereinbar mit konfessioneller Gleichgültigkeit. Es 
geht vielmehr um die Ausbildung einer gesprächsfähigen 
Identität, die Verständigung sucht. Ein konfessioneller, an 
das Evangelium gebundener Religionsunterricht ist dem 
ökumenischen Dialog verpflichtet. 

Mit dem Text der katholischen Bischofskonferenz "Die 
bildende Kraft des Religionsunterrichts" liegt nunmehr eine 
umfassende katholische Position zu Fragen des Religions­
unterrichts vor. In vielen Passagen zeigen sich deutliche 
Übereinstimmungen mit der Denkschrift der EKD "Identität 
und Verständigung"- auch wenn bestimmte Differenzen be­
stehen bleiben. Auf dem Hintergrund der aktuellen schulpo­
litischen und -praktischen Herausforderungen ist eine ver­
stärkte evangelisch-katholische Zusammenarbeit im Reli­
gionsunterricht notwendig. Bei Wahrung der Konfessiona­
lität des Religionsunterrichts sollte eine Verständigung in 
ökumenischem Geist über praktische Folgerungen möglich 
sein. Sie würde zur Profilierung und Konsolidierung des 
Faches erheblich beitragen. In diesem Sinne sind auf der 
Basis der Stellungnahmen beider Kirchen auf der Ebene von 
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Bundesländern, Landeskirchen und Bistümern möglichst 
bald Regelungen anzustreben, die den unterschiedlichen re­
gionalen Voraussetzungen gerecht werden. Die in einigen 
Bundesländern bereits entwickelten Vorhaben verstärkten 
Zusammenwirkens der Kirchen sind nachdrücklich zu 
fördern. 

8. Die evangelische Kirche versteht Religionsunterricht 
und Ethik- bzw. Philosophieunterricht als "Dialogpart­
ner". Allerdings besteht zwischen den Fächern eine 
grundlegende Differenz. 

Auf der einen Seite überschneiden sich Religionsunter­
richt und Ethik; sittliches Handeln ist in die verschiedenen 
Auffassungen vom Verständnis des Menschen und seiner 
Bestimmung notwendig eingebettet. Deswegen ist es wich­
tig, neben konfessionell-kooperativen Arbeitsformen der 
großen Kirchen auch eine Zusammenarbeit des Religions­
unterrichts mit dem Fach Ethik beziehungsweise Philoso­
phie zu entwickeln. Auf der anderen Seite ist der Religions­
unterricht keine Doublette des Ethikunterrichts. Er geht kei­
neswegs in einer Werteerziehung auf, weil er vom Sinn des 
Lebens und der Zukunft der Welt handelt, von Gott und 
Gottlosigkeit, von Heil und Unheil, von Vergebung und 
Schuld, von der welt- und menschenverändernden Kraft des 
Glaubens an den dreieinigen Gott. In diesem Zusammen­
hang bilden die biblischen Texte einen unverzichtbaren In­
halt des Religionsunterrichts. Das damit angesprochene 
theologische Profil des Religionsunterrichts ist zu stärken 
und, wo es abhanden zu kommen droht, neu zu entdecken 
und zu betonen. Allerdings braucht auch der Ethikunterricht 
eine solide bezugswissenschaftliche Fundierung und Profi­
lierung. Nur so können beide Fächer wirkliche "Dialogpart­
ner" werden. 

9. Die Regelungen des Grundgesetzes zum Religionsunter­
richt sind zukunftsoffen. Gerade im Blick auf die Situa­
tion in den neuen Bundesländern ist auf die Möglichkeit 
der Einrichtung einer "Fächergruppe" religiöser und 
ethischer Bildung und Erziehung in der Schule zu ver­
weisen. 

Das Gewicht der religiösen, philosophischen und ethi­
schen Dimensionen von Bildung in der Schule erfordert eine 
angemessene Gestaltgebung. Art. 7 GG bietet den Ländern 
Raum für Regelungen, die ihren spezifischen Voraussetzun­
gen entsprechen. Die EKD-Denkschrift von 1994 "Identität 
und Verständigung" zeigt die Möglichkeit auf, einen Lern­
bereich in Form einer Fächergruppe einzurichten, in dem 
die Fächer evangelische Religion, katholische Religion, 
Ethik (bzw. Philosophie oder Werte und Normen) und- je 
nach den regionalen Gegebenheiten- auch orthodoxer, jüdi­
scher und gegebenenfalls islamischer Religionsunterricht in 
eine bestimmte, geregelte Beziehung zueinander treten. Die 
geltende rechtliche Stellung und Zuordnung der Fächer in 
der Fächergruppe bleibt davon unberührt. Gedacht ist dabei 
an voneinander klar unterschiedene Fächer, die einen eigen­
ständigen "Pflichtbereich" im Fächerkanon der Schule bil­
den. Das heißt, die Teilnahme an einem der Fächer ist 
obligatorisch. 

10. Die Kirche muß im Rahmen ihrer Mitverantwortung 
einen inhaltlich qualifizierten Religionsunterricht ge­
währleisten. 

Der Staat trägt die Verantwortung dafür, daß jedes Kind 
und jeder Jugendliche sein Recht auf religiöse Bildung 
wahrnehmen kann. Damit sind die Kirchen nicht aus ihrer 
Verantwortung entlassen. Die evangelischen Landeskirchen 
müssen gewährleisten, daß der Religionsunterricht in Über­
einstimmung mit den evangelischen Grundsätzen inhaltlich 
qualifiziert und profiliert erteilt wird. Das gemeinsame En­
gagement der Landeskirchen für den Religionsunterricht 

und die kirchliche Bildungsarbeit insgesamt sind dabei trotz 
der sehr angespannten finanziellen Situation durchzuhalten. 
Sie haben hier - insbesondere durch ihre personelle Mit­
hilfe - erhebliche Leistungen erbracht. Ihre Bemühungen 
dürfen den Staat jedoch nicht von seinen Verpflichtungen 
entbinden. 

11. Die Religionslehrerinnen und Religionslehrer brauchen 
für ihren schwierigen pädagogischen Dienst im Schnitt­
feld von Kirche und Gesellschaft auch die Vergewisse­
rung und Begleitung durch die Kirche. 

Religionslehrerinnen und Religionslehrer können für 
Schülerinnen und Schüler Orientierung bieten in Bereichen, 
die weit über die unmittelbaren Inhalte des Fachunterrichts 
hinausgehen. Di'e Unterrichtenden werden dabei nach ihrem 
eigenen Glauben und Standpunkt gefragt und sind nicht 
selten Kritik oder sogar Widerstand ausgesetzt. "Im Dialog 
über Glauben und Leben" (Empfehlungen zur Reform des 
Lehramtsstudiums Evangelische Theologie I Religions­
pädagogik, 1997) eröffnen sie Schülerinnen und Schülern 
eigene Zugänge zum christlichen Glauben. Religionslehre­
rinnen und Religionslehrer stehen vor hohen fachlichen, 
didaktischen und persönlichen Anforderungen. Hierin dür­
fen die Kirchen und alle ihre Glieder sie nicht alleinlassen. 

12. Eine lebendige Kirche ist der Lebensrückhalt des Reli­
gionsunterrichts. 

Der Religionsunterricht gestaltet Schulleben mit. An 
manchen Orten gibt es über den Religionsunterricht hinaus 
Angebote eines religiösen Schullebens (Schulgottesdienste, 
Morgenandachten, Schülerbibelkreise etc.). Fehlendes reli­
giöses Leben in der Familie und in der Gemeinde läßt sich 
aber auch dadurch nicht ersetzen. Hier liegen die Grenzen 
des Religionsunterrichts. Eine in religiösen Überzeugungen 
gegründete Identität und Integrität sowie eine selbständige 
Urteilsfähigkeit in religiösen Fragen sind das Ergebnis eines 
sehr vielschichtigen Prozesses. 

Religiöse Bildungsarbeit in öffentlichen Schulen ist dar­
auf angewiesen, daß Kindem und Jugendlichen Erlebnis­
felder und Freiräume angeboten werden, in denen liturgi­
sche Vollzüge erlebt, intergenerationell gelernt, Gemein­
schaft erfahren und gesellschaftliches Engagement mitvoll­
zogen werden können. Unverzichtbar bleibt deswegen die 
Stärkung der kirchlichen Bildungsarbeit in Gemeinden und 
Kirchenkreisen (Arbeit mit Kindern, Christenlehre, Konfir­
mandenunterricht, Jugendarbeit etc.). 

Es ist dringend zu wünschen, daß sich die Kirche auf 
allen Ebenen, besonders im Bereich der Kirchenkreise und 
der Einzelgemeinden, diesen Aufgaben intensiver als bisher 
zuwendet. Eine lebendige Kirche ist der Lebensrückhalt des 
Religionsunterrichts. 

F r i e d r i c h r o d a , den 25. Mai 1997 

Der Präses der Synode der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 

Schmude 

Nr. 117* Beschluß des Schlichtungsausschusses der 
EKD. 

Vom 12. Juni 1997. 

Der Schlichtungsausschuß der Evangelischen Kirche in 
Deutschland hat in seiner Sitzung am 12. Juni 1997 in dem 
Verfahren 2714 I 1 folgenden Beschluß gefaßt: 
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Beschluß 

(1) Der Antrag wird abgelehnt. 

(2) Der Arbeitsrechtlichen Kommission wird nahegelegt 
zu prüfen, ob und inwieweit für die unteren Vergütungs­
gruppen (bis einschl. VerGr Vc) ein Ausgleich geschaffen 
werden kann. 

Hannover , den 12. Juni 1997 

Schlichtungsausschuß 
nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz der 

Evangelischen Kirche in Deutschland 

Sc hliem a nn 

Vorsitzender 

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Evangelische Kirche der Union 

Nr. 118* 3. Verordnu~g zur Änderung des Kirchen­
beamtengesetzes vom 5. Februar 1997; hier: 
Berichtigung. 

Vom 3. Juni 1997. 

Die 3. Verordnung zur Änderung des Kirchenbeamten­
gesetzes vom 5. Februar 1997 (ABI. EKD Seite 198) ist wie 
folgt zu berichtigen: 

In § 1 Nr. 2 sind die Angaben "Abs. 6" und "(6)" durch 
"Abs. 5" bzw. "(5)" zu ersetzen. 

Berlin , den3.Junil997 

Kirchenkanzlei der 
Evangelischen Kirche der Union 

In Vertretung 

Dr. Roh d e 

Arnoldshainer Konferenz 

Nr. 119* Geschäftsordnung für die Arnoldshainer 
Konferenz. 

Vom 10. Apri11997. 

Die in der Amoldshainer Konferenz vertretenen Kirchen­
leitungen sind auf der Grundlage ihrer gemeinsamen Er­
klärung vom 20. Juni 1967 über folgende Ordnung einig ge­
worden: 

I. 

(1) Die Zusammenarbeit in der Arnoldshainer Konferenz 
dient dem Ziel, die Übereinstimmung in den wesentlichen 
Bereichen des kirchlichen Lebens und Handeins zu fördern 
und damit die Einheit der EKD zu stärken. 

(2) Zu den wesentlichen Bereichen gehören insbesondere 
theologische Fragen der Kirchengemeinschaft, Gottes­
dienst, Agenden, Ordination, Gemeinde und Amt, Struktur­
fragen und Verfassungsrecht, Mitgliedschaftsrecht, Dienst­
und Arbeitsrecht, Aus- und Fortbildung, Ökumene. 

(3) Die besondere Aufgabe der Konferenz ist es, über be­
deutsame Fragen aus diesen Bereichen zu beraten und sie 
einer Klärung zuzuführen. Die Kirchenleitungen werden die 
Beratung durch die Konferenz in Anspruch nehmen und 
deren Ergebnisse als Empfehlungen beachten. Sie werden, 
soweit es die Verhältnisse nahelegen , über gemeinsame Ein­
richtungen, Veranstaltungen oder andere gemeinsame Maß­
nahmen Vereinbarungen treffen. 

( 4) Die Zusammenarbeit und Beratung geschieht in stän­
diger Fühlungnahme mit der EKD und den gliedkirchlichen 
Zusammenschlüssen. Die jeweiligen Verpflichtungen ge­
genüber gliedkirchlichen Zusammenschlüssen bleiben un­
berührt. 

II. 

(1) Die Kirchenleitungen erstatten den Synoden regel­
mäßig Bericht über die laufende Arbeit der Arnoldshainer 
'Konferenz. 

(2) Sie veranlassen gegenseitige Einladungen zu den 
Synodaltagungen und anderen bedeutsamen Zusam­
menkünften. Sie sorgen dafür, daß den anderen Kirchen­
leitungen und der Geschäftsstelle die Tagesordnung jeder 
Synodaltagung mit Unterlagen zugeht. 

m. 
(1) Die Kirchenleitungen teilen sich untereinander über 

die Geschäftsstelle diejenigen Vorhaben von grundsätz­
licher Bedeutung mit, die zu den wesentlichen Bereichen 
(Abschnitt Il, Abs. 2) gehören. 

(2) Die Kirchenleitungen werden ihre einschlägigen Ent­
würfe erst dann verabschieden oder ihren Synoden zur Be­
schlußfassung vorlegen, wenn zuvor die anderen Kirchen­
leitungen innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit 
zur Stellungnahme gehabt haben, es sei denn, daß die Ange­
legenheit keinen Aufschub duldet. 

(3) Bitten mehrere Kirchenleitungen im gesamtkirch­
lichen Interesse darum, den Entwurf auf der Vollkonferenz 
zu erörtern, so soll nach Möglichkeit die endgültige Verab­
schiedung oder Vorlage an die Synode zunächst ausgesetzt 
werden. Die Vollkonferenz oder ein von ihr beauftragter 
Ausschuß übermitteln der Kirchenleitung eine Stellung­
nahme. 

(4) Die Kirchenleitungen bemühen sich, daß bei Entwür­
fen die nicht auf ihre Initiative zurückgehen und gesamt­
kir~hliche Interessen berühren, entsprechend verfahren 
wird. 
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IV. 
(1) Die Arnoldshainer Konferenz faßt ihre Entschließun­

gen in den Sitzungen der Vollkonferenz. Ihrer Unterstützung 
dienen der Ständige Theologische Ausschuß und der Stän­
dige Rechtsausschuß. Weitere Ausschüsse können nach Be­
darf gebildet werden. 

(2) Der Vorstand bereitet die Sitzungen der Vollkonferenz 
vor und sorgt für die Ausführung der Beschlüsse. Er kann, 
wenn die Vollkonferenz nicht versammelt ist, solche Gegen­
stände entscheiden, die vor dem Zusammentreten der näch­
sten Vollkonferenz entschieden werden müssen, deren Be­
deutung aber die Einberufung einer Vollkonferenz nicht 
rechtfertigt. Die Entscheidungen sind der Vollkonferenz be­
kanntzugeben. 

(3) Die Präsides der Synoden werden zu den Sitzungen 
der Vollkonferenz eingeladen. 

V. 
(1) Die Kirchenleitungen entsenden in die Vollkonferenz 

zwei ihrer Mitglieder, in der Regel den leitenden Geistlichen 
und den leitenden Juristen. Gliedkirchen der EKD, die gast­
weise an der Arbeit teilzunehmen wünschen, sowie der Rat 
der EKD und der Reformierte Bund werden zu den Sitzun­
gen der Vollkonferenz eingeladen. 

(2) Die Vollkonferenz wählt ihren Vorstand für die Dauer 
von drei Jahren. Der Vorstand besteht aus sieben Personen. 
Ihm gehören an: 

a) der Vorsitzende der Vollkonferenz 

b) zwei stellvertretende Vorsitzende der Vollkonferenz 

c) zwei weitere Mitglieder 

d) die Vorsitzenden des Ständigen Rechtsausschusses und 
des Ständigen Theologischen Ausschusses. 

Die Mitglieder von a) bis c) werden aus der Mitte der 
Vollkonferenz gewählt. 

(3) Der Leiter der Geschäftsstelle sowie der theologische 
und der juristische Geschäftsführer nehmen an den Sitzun­
gen des Vorstands beratend teil. 

( 4) Der Vorsitzende vertritt die Arnoldshainer Konferenz 
im Rahmen ihrer Entschließungen. Er bestimmt unter 
Berücksichtigung der Wünsche der Mitglieder die Termine 
der Sitzungen und die Tagesordnung. Er leitet die Beratun­
gen der Vollkonferenz und des Vorstands und stellt deren 
Ergebnisse - soweit erforderlich durch Abstimmung - fest. 

(5) Bei Abstimmung und Wahlen der Vollkonferenz hat 
jede Kirchenleitung zwei Stimmen. Jeder Anwesende kann 
nur eine Stimme abgeben. 

VI. 

(1) Für die Ausschüsse bestimmen die Kirchenleitungen 
je ein ständiges Mitglied. Sie können, wenn es der Gegen­
stand nahelegt, einen weiteren Vertreter - insbesondere 
einen Vertreter der entsprechenden Ausschüsse der Konfe­
renzkirchen- entsenden. Die Ausschüsse können Gäste hin­
zuziehen. Im übrigen regeln sie ihre Arbeitsweise selbst. 

(2) Die Vorsitzenden der Ausschüsse werden von der 
Vollkonferenz, die stellvertretenden Vorsitzenden von den 
Ausschüssen aus ihrer Mitte gewählt. 

(3) Die Ausschüsse beraten über diejenigen Gegenstände, 
deren Behandlung von der Vollkonferenz gewünscht wird. 
Sie können aus eigener Initiative weitere Gegenstände be­
handeln. 

(4) Die Ausschüsse werden über die Beratungsgegen­
stände der entsprechenden Ausschüsse der Kirchen der Ar-

noldshainer Konferenz informiert, um ggf. gemeinsame Ab­
sprachen treffen zu können. 

Die Konferenzkirchen sollen ihre zuständigen Aus­
schüsse regelmäßig über die Arbeit der Arnoldshainer Kon­
ferenz informieren. 

VII. 

(1) Die Geschäftsstelle führt die laufenden Geschäfte der 
Arnoldshainer Konferenz. Im Rahmen der Aufgaben der Ar­
noldshainer Konferenz gewährt sie den Leitungen und 
Amtsstellen der beteiligten Kirchen Rat und Unterstützung. 
Sie läßt sich die ständige Fühlungnahme mit den gesamt­
kirchlichen Außenstellen sowie dem Lutherischen Kirchen­
amt der VELKD und dem Moderamen des Reformierten 
Bundes angelegen sein. 

(2) Die Aufgaben der Geschäftsstelle nimmt bis auf wei­
teres die Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche der 
Union wahr. 

VIII. 

Die Deckung der entstehenden Unkosten wird gesondert 
geregelt. 

Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 10. April 
1997 an die Stelle der Geschäftsordnung der Arnoldshainer 
Konferenz vom 17. Dezember 1969, zuletzt geändert am 
22. Oktober 1981. 

Der Vorsitzende 

Dr. D emke 

Nr. 120* Muster einer Ordnung: 
"Diakonie". 

Artikel I 

Grundlegung 

Christliche Diakonie geschieht in der Nachfolge Jesu und 
ist auf ihn bezogen. Sie zielt auf eine umfassende Gemein­
schaft der Liebe, die sich von der Erfahrung gemeinsamen 
Lebens und gegenseitiger Hilfe bestimmen läßt. Als soziale 
Anwaltschaft für Schwache nimmt sie in ihrem Handeln das 
Gebot Jesu zur Nächstenliebe (Lk 10,25ff.) auf, eingedenk 
seiner Zusage: "Was ihr einem von diesen meinen gering­
sten Brüdern getan habt, das habt ihr mir getan!" (Mt 25, 
40). 

A. Das biblische Zeugnis 

Die Nächstenliebe und der Rechtsschutz für Schwache 
gehörten schon im Alten Testament zu den zentralen bibli­
schen Geboten (2. Mose 22,20ff.). Von Anfang an sind die 
Armen und ihr Recht ein wichtiges Thema im Leben des 
Volkes Israel und in der Verkündigung der Propheten (2. 
Mose 23,6; Sach 7,9+ 10). Rechtsbruch und Vernachlässi­
gung der Armen steht unter der Ankündigung des Gerichtes 
Gottes (Am 2,6). Indem der Mensch auf die Hilfsbedürftig­
keit anderer eingeht und sich ihnen in ihrer Not zuwendet, 
gibt er Zeugnis von der kommenden Gerechtigkeit Gottes, 
deren Vollendung er in dieser Welt nicht aus eigener Kraft 
erreichen kann (Jes 56, 1). 
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Im Neuen Testament wird das Gebot der Nächstenliebe 
aufgenommen, das Jesus zusammen mit dem Gebot der 
Gottesliebe zu dem wichtigsten und alle anderen Weisungen 
Gottes zusammenfassenden Gebot erklärt (Mt 22,37 -40). 
Die christliche Gemeinde hat das umfassende Gebot der 
Nächstenliebe, wie Jesus es gepredigt und gelebt hat (Mk 
7,24- 30), auf ihre Glieder bezogen (Apg 4,32-35) und zu­
gleich über ihre Grenzen hinweg in dieses Gebot alle Men­
schen eingeschlossen, die Hilfe brauchen (Gal6,l0). 

Der Ort, an dem das Zeugnis von der Liebe Christi in der 
Welt sichtbare Gestalt gewinnt, ist also zunächst die christ­
liche Gemeinde selbst, die dieses Zeugnis "unter sich" ver­
wirklichen muß. 

So gehörte in der frühen christlichen Gemeinde die Ar­
menpflege zum selbstverständlichen Bestandteil ihres Le­
bens (Apg 6,1 ff.). Sie war eingeschlossen in die geistliche 
Dimension, in der alle Menschen zunächst Empfänger sind, 
Empfänger nämlich des Wortes Gottes, das ihnen in der Ver­
kündigung zugesprochen und in Taufe und Abendmahl 
sichtbar zugeeignet wir,d. Eine so verstandene Diakonie 
wird über das Teilen materieller Güter hinaus nach einer Ge­
meinschaft trachten, in der jeder zugleich empfängt und 
gibt, in der jeder zugleich trägt und getragen wird. 

B. Die geschichtliche Entwicklung 

Schon in der Alten Kirche gibt es neben dem dialeoni­
schen Handeln als Praxis der Gemeinden Anfänge einer 
übergemeindlichen "Anstaltsdiakonie" (Basilius v. Caesa­
rea, 4. Jh.), die überwiegend durch die mönchisch-asketi­
schen Bewegungen getragen wurde. 

Im frühen Mittelalter ist das Armen- und Fürsorgewesen 
eine Angelegenheit der Kirche, vor allem ihrer Klöster und 
Spitäler. Auch die Reformation Anfang des 16. Jahrhunderts 
unternimmt den Versuch einer Ordnung, bei der die christ­
liche Gemeinde Träger des Armenwesens bleibt (Leisniger 
Kastenordnung). Dieses Modell hat sich aber nicht durchge­
setzt. Dennoch ist der "diakonische Ansatz" gesellschaftlich 
wirkmächtig geblieben und zunehmend geworden. Aller­
dings tritt an die Stelle einer von der christlichen Gemeinde 
getragenen Armenfürsorge schon seit der Zeit des späten 
Mittelalters mehr und mehr die Verantwortung der Bürger­
schaft und der städtischen Magistrate. Auch die Verantwor­
tung der Städte leitet sich ab aus der christlichen Predigt, für 
die Armen zu sorgen. Kennzeichen bleibt aber die Unmittel­
barkeit in der Gewährung und im Empfang der notwendigen 
Hilfe. Mit Beginn des Industriezeitalters tritt im 19. Jahr­
hundert an die Stelle der Armenfürsorge die "öffentliche 
Fürsorge", durch die sich die Trägerschaft sozialer Maß­
nahmen auf staatliche Behörden verlagert. 

Damit wird ein wichtiger Schritt in der Entwicklung zum 
Sozialstaat moderner Prägung getan, der dem hilfsbedürfti­
gen Menschen Rechtsansprüche auf soziale Leistungen ein­
räumt. Dadurch entstehen verläßliche Strukturen, die es 
aber nicht überflüssig machen, daß die einzelne Person in 
ihrer konkreten Lebenssituation beachtet wird und mensch­
liche Zuwendung erfährt. 

Im Bereich der evangelischen Kirche entstehen in dieser 
Zeit freie Initiativen und Einrichtungen, die sich neben den 
staatlichen Behörden und unabhängig von der verfaßten 
Kirche der sozialen Notstände der Zeit annehmen. Der Ver­
such Johann Hinrich Wicherns, eine enge Verbindung zwi­
schen der "Inneren Mission" und der verfaßten Kirche zu 
knüpfen, wird nicht aufgenommen. So kommt es zur Ent­
wicklung einer "freien" Diakonie, die mit der Kirche insti­
tutionell nur lose verbunden ist. In diesen historischen Zu­
sammenhang gehört auch die Entstehung der Diakonissen­
häuser und Diakonenanstalten. Erst die Bedrängnisse unter 

der Herrschaft des Nationalsozialismus führen durch den 
"Erlaß des Leiters der Deutschen Evangelischen Kirchen­
kanzlei betreffend die Innere Mission der Deutschen Evan­
gelischen Kirche" vom 12. Juli 1940 zur Anerkennung der 
Inneren Mission als "Lebens- und Wesensäußerung der Kir­
che". Diese Formel hat sich als wegweisend erwiesen und 
ist 1948 in die Grundordnung der EKD übernommen wor­
den (Art. 15). 

Mit der Gründung des "Hilfswerkes der Evangelischen 
Kirche(n) in Deutschland" nach dem Ende des 2. Weltkrie­
ges wird die theologische Identifikation der Kirche mit 
ihrem dialeonischen Auftrag und die organisatorische Trä­
gerschaft sozialer Hilfe durch die Kirche selbst weiter vor­
angebracht. Das Hilfswerk verstand sich als Neuansatz 
kirchlich-dialeonischen Handeins auf dem Weg zu einer 
"Kirche in Aktion", die ihre dialeonische Aufgabe selbst 
wahrnimmt. Die Entwicklung hat seit dem 19. Jahrhundert 
ihren Weg genommen von einer Diakonie außerhalb und 
neben der Kirche zu einer Diakonie der Kirche bis hin zu 
einer ökumenischen Diakonie (z. B. "Brot für die Welt"). 

Artikel H 

Die gegenwärtige Praxis 

Diakonie der Kirche hat ihre Grundform im dialeonischen 
Handeln der Gemeinden. Darüber hinaus vollzieht sich Dia­
konie auch heute weitgehend in der organisatorischen Ver­
antwortung der Diakonischen Werke und Einrichtungen. 
Das Bewußtsein, daß Diakonie eine Lebens- und Wesens­
äußerung der Kirche selbst ist, verhilft aber dazu, zwischen 
"freier" Diakonie und "verfaßter" Kirche einen untrenn­
baren Zusammenhang und nicht eine grundsätzliche Span­
nung zu sehen. Auch· das Bundesverfassungsgericht hat 
mehrfach anerkannt, daß die Diakonie als Lebens- und 
Wesensäußerung der Kirche an den Gewährleistungen des 
Grundgesetzes für die Kirchen teilhat. Die Einrichtungen 
der Diakonie sind, unbeschadet ihrer Rechtsform, bei Vor­
liegen bestimmter Voraussetzungen der Kirche zugeordnet. 

Das Diakonische Werk gehört zu den anerkannten Spit­
zenverbänden der freien Wohlfahrtspflege. Daraus ergibt 
sich eine Integration der Diakonie in das soziale Siche­
rungssystem unseres Staates, der mit den Einrichtungen der 
freien Wohlfahrtspflege zur Erfüllung seiner sozialen Auf­
gaben zusammenarbeitet. Diese nehmen damit aber zu­
gleich eigene Aufgaben wahr, so daß der Staat ihre Selbstän­
digkeit in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben zu 
achten hat. 

Die Diakonie ist auf nahezu allen Feldern sozialer Arbeit 
tätig, von denen beispielhaft zu nennen sind: 

Kinder- und Jugendhilfe 

Altenhilfe 

Hilfe für körperlich und geistig Behinderte 

Obdachlosenhilfe 

Kirchliche Krankenhäuser 

Hilfe für Flüchtlinge, Aussiedler und ausländische Ar­
beitnehmer 

Hilfe für Aus- und Weiterwanderer 

Suchtberatung 

Straffälligenhilfe 

Auf vielen dieser Gebiete bestehen z. T. traditionsreiche 
dialeonische Einrichtungen. 
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Diakonie bleibt aber zugleich ein unverzichtbarer Be­
standteil der Dienste der Gemeinden. Die diakonische Aus­
richtung ist ein wesentliches Merlanal des Gemeindelebens. 
Das schließt ein, Gemeindeglieder zu solchem Dienst zu ge­
winnen und zu befähigen. 

Zum dialeonischen Handeln der Gemeinden gehört vor 
allem seelsorgliche und praktische Hilfe für Menschen aller 
Altersgruppen, die zur Förderung ihrer Lebensmöglichkei­
ten besondere Zuwendung und eine sie tragende Gemein­
schaft benötigen. 

Die Gemeinden unterhalten vielfach Kindergärten und 
Sozialstationen. Sie entwickeln auch bedarfsgerechte inno­
vative Formen der dialeonischen Gemeindearbeit 

Artikel In 

Besondere Probleme und Aufgaben 

Die Diakonie ist in besonderer Weise mit den Notständen 
und Problemen dies~r Welt konfrontiert. Sie ist deshalb 
einerseits auf Arbeitsweisen und Organisationsformen des 
sozialen Sicherungssystems angewiesen, die es ermöglichen 
helfen, diesen Herausforderungen gerecht zu werden. Ande­
rerseits aber muß sie ihr Profil als Diakonie der evangeli­
schen Kirche bewahren und entwickeln. Sie gerät dabei in 
Spannungen zwischen der staatlichen und kirchlichen 
Rechtsordnung, zwischen der notwendigen Professionalität 
und ehrenamtlichen Mitarbeit, zwischen der Einbindung in 
die Planungen des Sozialstaates und der Wahrung ihrer Un­
abhängigkeit in der Wahrnehmung ihres kirchlichen Auftra­
ges. Daraus ergeben sich besondere Probleme: 

1. Staatliche Vorgaben und wirtschaftliche Zwänge 

Das Grundgesetz sichert die Unabhängigkeit von Kirche 
und Diakonie. Gleichwohl ist diese immer wieder bedroht 
durch einengende rechtliche Regelungen und politische 
Vorgaben des Staates, die ihr kaum Spielräume in der Ge­
staltung ihrer Arbeit im Sinne ihrer kirchlichen Grundlagen 
lassen. Auch hierdurch entstehen wirtschaftliche Zwänge, 
die durch privatgewerbliche Anbieter sozialer Dienstlei­
stungen in zunehmendem Maße verstärkt werden. Es droht 
deshalb die Gefahr, daß dialeonische Hilfe nicht mehr unter 
wirtschaftlich vertretbaren Bedingungen angeboten werden 
kann. 

2. Gewinnung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

Neben dieser Bedrohung des Profils kirchlich-dialeoni­
scher Arbeit von "außen" tritt das Problem, fachlich geeig­
nete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen, die im 
christlichen Glauben beheimatet sind und die den Charakter 
der Einrichtungen und Dienste in diesem Sinne von "innen" 
prägen. Die Diakonie kann ihre Angebote zum Teil nur noch 
mit personellen Kräften aufrechterhalten, die der Kirche 
fernstehen oder ihr nicht angehören. Ohne eine bewußte 
Kirchenmitgliedschaft ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
ter kann dialeonische Arbeit aber keinen dauerhaften und un­
verwechselbaren Bestand haben. 

3. Fachliche Professionalität und geistliche Zurüstung 

Berufliche dialeonische Arbeit erfordert heute ein hohes 
Maß an fachlicher Professionalität. Die fachliche Qualifika­
tion wird durch staatliche und kirchliche Ausbildungsstätten 
und Angebote der Fort- und Weiterbildung gewährleistet. 
Darüber hinaus aber bedürfen die Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter des geistlichen Zuspruchs und der Gemeinschaft für 
ihren oft schweren und belastenden Dienst. Zum diakoni-

sehen Auftrag der Gemeinde gehört daher auch die Fürbitte 
für die beruflichen dialeonischen Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter, die Stärkung ihres geistlichen Lebens und ihre seel­
sorgliche Begleitung. 

4. Ehrenamtliche Dienste 

Im Bereich der Diakonie gibt es ein weites Feld zur 
ehrenamtlichen Mitarbeit, die die Diakonie bereichert und 
ein unverzichtbares Element diakonischer Arbeit ist. Be­
stimmte Aufgaben erfordern allerdings eine besondere fach­
liche Qualifikation. Aufgabe der Kirche ist es deshalb, den 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern durch 
geeignete Maßnahmen das notwendige Fachwissen zu ver­
mitteln. Zugleich muß dafür Sorge getragen werden, daß die 
Übernahme eines ehrenamtlichen Dienstes nicht zu unzu­
mutbaren finanziellen Belastungen der Betroffenen führt. 
Die Übernahme von finanziellen Auslagen sollte daher zu­
mindest angeboten und im Haushalt der Gemeinde vorge­
sehen werden. (V gl. Muster einer Ordnung: Dienste, Ämter 
und Leitung in der Gemeinde, Artikel III, 2.) 

5. Diakonie und Gemeinde 

Ein Grundproblem heutiger Diakonie besteht in der not­
wendigen Rückbindung an die christliche Gemeinde, ohne 
die sie ihren Ursprung und ihr eigentliches Handlungs­
subjekt verlieren würde. Wie die Diakonie durch helfendes 
Handeln ein Zeugnis des christlichen Glaubens abzugeben 
hat, muß gemeindliche Arbeit die dialeonische Verantwor­
tung der Gemeindeglieder wachhalten und sie zur Über­
nahme ehrenamtlicher diakonischer Aufgaben motivieren. 
Das kann zum Beispiel in konkreten Projekten wie einem 
Besuchsdienst für alte und kranke Menschen oder der Orga­
nisation nachbarschaftlicher Hilfe geschehen. Zugleich 
sollte eine möglichst enge Verbindung zwischen der ört­
lichen Gemeinde und den in ihrem Gebiet bestehenden dia­
konischen Einrichtungen und Werken geschaffen werden. 
Dazu können zum Beispiel die Mitarbeit in den Organen 
solcher Einrichtungen, Informationsveranstaltungen, gegen­
seitige Besuchstage und gemeinsame Gottesdienste dienen. 

6. Diakonie und Gesellschaft 

Mit ihrer Diakonie trägt die Kirche aktiv zur Gestaltung 
einer Gesellschaft bei, für deren Wertordnung der Gedanke 
sozialer Gerechtigkeit wesentliche Bedeutung hat. Die Dia­
konie der Kirche ist seit langem ein wichtiger Bestandteil 
der sozialen Sicherung in unserem Staate. Im diakonischen 
Dienst gewinnt der Auftrag der Kirche Gestalt, Gottes Liebe 
zur Welt allen Menschen zu bezeugen. Sie nimmt sich des­
halb der Menschen in leiblicher Not, in seelischer Bedräng­
nis und in sozial schwierigen Verhältnissen an und sucht die 
Ursachen dieser Nöte zu beheben. Gerade in einer Zeit, in 
der die allgemeinen wirtschaftlichen Bedingungen und die 
finanziellen Spielräume enger werden, bedarf es einer "Kul­
tur des Erbarmens", ohne die eine Gesellschaft ihr soziales 
Gewissen verlieren würde. Die Erhaltung einer solchen 
Kultur ist für die einzelnen Christen und die ganze Kirche 
Auftrag und innere Verpflichtung. 

B e r I i n , den 7. Mai 1997 

Arnoldshainer Konferenz 

Der Vorsitzende 

Dr. Demlee 

Bischof 



264 AMTSBLATT Heft 7, 1997 

C. Aus den Gliedkirchen 

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig 

Nr. 121 Kirchengesetz zur Erprobung von Pfarrer­
dienstverhältnissen mit eingeschränkter Auf­
gabe und der gemeinsamen Wahrnehmung 
des Dienstes. 

Vom 22. März 1997. (LKABl. S. 105) 

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

1. Abschnitt 

Grundsätzliche Bestimmungen 

§ 1 

Grundsatz 

(1) Wenn ein dringendes kirchliches Interesse besteht, im 
Rahmen der verfügbaren und dotierten Stellen möglichst 
viele Bewerber in ein Dienstverhältnis als Pfarrer zu über­
nehmen, kann die Kirchenregierung nach Maßgabe dieses 
Kirchengesetzes Dienstverhältnisse mit befristet oder unbe­
fristet eingeschränkten Aufgaben begründen. Die in diesem 
Kirchengesetz verwendeten Personenbezeichnungen gelten 
für Frauen und Männer. 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 können befristet oder un­
befristet Pfarrerdienstverhältnisse begründet werden: 

1. für Pfarrerehepaare 

2. für Pfarrer mit 50 vom Hundert oder 75 vom Hundert 
einer Vollbeschäftigung. 

(3) Die Kirchenregierung kann im Rahmen der §§ 2 
Abs. 3 und 3 Abs. 3 des Kirchengesetzes über die Errich­
tung, die Aufhebung und die Besetzung der Pfarrstellen und 
der Stellen mit allgemeinkirchlicher Aufgabe und besonde­
rem Auftrag eine Pfarrstelle oder eine Stelle mit allgemein­
kirchlicher Aufgabe oder mit besonderem Auftrag zur Be­
setzung oder Versehung durch einen Pfarrer in jeweils 
einem Dienstverhältnis mit befristet oder unbefristet einge­
schränkter Aufgabe bestimmen. 

§2 

Anwendung des Pfarrerrechts 

(1) Für das Dienstverhältnis mit eingeschränkter Aufgabe 
gelten, soweit in diesem Kirchengesetz nichts anderes be­
stimmt ist, das Pfarrergesetz, das Ergänzungsgesetz zum 
Pfarrergesetz und das Pfarrerbesoldungs- und -Versorgungs­
gesetz in ihrer jeweiligen Fassung. Leistungen, die dem 
Pfarrer aus dem Dienstverhältnis mit eingeschränkter Auf­
gabe zustehen, werden nach Maßgabe der allgemeinen Be­
stimmungen gewährt. 

(2) Die Bestimmungen über die Residenzpflicht und die 
Wohnungszuweisung gelten für Pfarrer in einem Dienstver­
hältnis mit eingeschränkter Aufgabe auch dann, wenn eine 
Teilung der Stelle nicht erfolgt. Wird eine Stelle unter Pfar­
rern in einem Dienstverhältnis mit eingeschränkter Aufgabe 
geteilt, besteht ein Anspruch auf Zuweisung einer Dienst­
wohnung nicht. Ist eine Dienstwohnung vorhanden, kann 

sie zugewiesen werden; die Bestimmungen über die Zuwei­
sung einer Dienstwohnung finden Anwendung. Bei der Ver­
sehung oder Innehabung von Pfarrstellen oder Stellen mit 
allgemeinkirchlicher Aufgabe durch Pfarrerehepaare (§§ 4 
und 6) findet diese Bestimmung jeweils nur auf einen der 
Ehepartner Anwendung. Das Landeskirchenamt weist die 
Dienstwohnung einem der Ehepartner zu. Wird eine Pfarr­
stelle zur Versehung durch zwei nicht miteinander verheira­
tete Pfarrer in einem Dienstverhältnis mit eingeschränkter 
Aufgabe bestimmt, kann dem einen Pfarrer nach Satz 3 eine 
Dienstwohnung zugewiesen werden; der andere Pfarrer soll 
seinen Wohnsitz ebenfalls in einer der ihm zugewiesenen 
Kirchengemeinde nehmen. Er erhält in diesem Falle Woh­
nungsfürsorge nach den Wohnungsfürsorgebestimmungen 
der Landeskirche. 

(3) Für Pfarrer und Pfarrerinnen aufProbe gelten die Vor­
schriften dieses Kirchengesetzes entsprechend mit der Maß­
gabe, daß an die Stelle des Wartestandes eine Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge tritt; die Vorschriften über die Beendi­
gung des Dienstverhältnisses für Pfarrer im Probedienst 
durch Zeitablauf bleiben unberührt. 

( 4) Die Mitgliedschaft im Kirchenvorstand richtet sich 
nach den allgemeinen Vorschriften, soweit dieses Kirchen­
gesetz nichts Abweichendes vorsieht. 

§ 3 

Nebentätigkeit 

(1) Die Aufnahme einer entgeltlichen Nebentätigkeit 
während des Dienstverhältnisses mit eingeschränkter Auf­
gabe bedarf der Einwilligung des Landeskirchenamtes. 
Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, ob die Neben­
tätigkeit dem Zweck der Beschäftigung in einem Dienstver­
hältnis mit eingeschränkter Aufgabe zuwider läuft. 

(2) Bei der Heranziehung zu Vertretungsdiensten in Va­
kanz- und sonstigen Vertretungsfällen ist die Einschränkung 
des Dienstverhältnisses zu berücksichtigen; die Wahrneh­
mung solcher Vertretungsdienste gilt nicht als entgeltliche 
Nebentätigkeit im Sinne des Absatzes 1. 

2. Abschnitt 

Stellenteilung für Pfarrerehepaare 

§4 

Gemeinsame Wahrnehmung des Dienstes 
in einer Pfarrstelle 

(1) Für die gemeinsame Wahrnehmung des Dienstes von 
Pfarrerehepaaren in einer Pfarrstelle gilt § 1 Abs. 3 mit der 
Maßgabe, daß lediglich Pfarrstellen und Stellen mit beson­
derem -Auftrag in einem besonderen Dienst zur Besetzung 
oder Versehung durch die Kirchenregierung herangezogen 
werden. 

(2) Die Pfarrstelle kann durch ein Pfarrerehepaar jeweils 
nur gemeinsam in Dienstverhältnissen mit befristet oder un­
befristet eingeschränkter Aufgabe wahrgenommen werden. 
Handelt es sich um die Pfarrstelle 
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1. einer einzelnen Kirchengemeinde, tritt einer der Ehe­
gatten als Mitglied in den Kirchenvorstand ein, der an­
dere nimmt an den Sitzungen des Kirchenvorstands 
ohne Stimmrecht teil; bei Verhinderung des Mitglieds 
übt der Ehegatte das Stimmrecht aus; der Propsteivor­
stand bestimmt auf Vorschlag des Kirchenvorstandes, 
welcher der Ehegatten als Mitglied in den Kirchenvor­
stand eintritt; 

2. verbundener Kirchengemeinden, ist je einer der Ehe­
gatten Mitglied kraft Amtes in den Kirchenvorständen 
der ihnen jeweils zugewiesenen Kirchengemeinden; 
beide Ehegatten sind Mitglieder des Pfarramtes, doch 
hat in der Pfarrverbandsversammlung nur der Ehegatte 
Stimmrecht, der geschäftsführender Pfarrer der Pfarr­
sitzgemeinde ist; der andere Ehegatte nimmt mit bera­
tender Stimme teil. 

(3) Bei Verhinderung vertreten sich die Ehegatten 
grundsätzlich gegenseitig. Ist dies nicht möglich, so ist die 
Vertretung nach den allgemeinen Grundsätzen zu regeln. 

(4) Ist einer der Ehegatten Pfarrer, der andere Ehegatte 
Pfarrer auf Probe, so können sie mit der gemeinsamen 
Wahrnehmung einer Pfarrstelle beauftragt werden. 

(5) Wird einem der Ehegatten für eine bestimmte Zeit 
eine zusätzliche Aufgabe übertragen, die 50 vom Hundert 
einer Vollbeschäftigung entspricht, so ist das Dienstverhält­
nis dieses Ehegatten für die Dauer der zusätzlichen Aufgabe 
in ein Dienstverhältnis mit nicht eingeschränkter Aufgabe 
umzuwandeln. 

(6) Für die gemeinsame Wahrnehmung einer Stelle mit 
besonderem Auftrag in einem besonderen Dienst durch ein 
Pfarrerehepaar sind die Absätze 1-5 entsprechend anzu­
wenden. 

§5 

Freistellung aus familiären Gründen, Erziehungsurlaub 

Eine Freistellung vom Dienst aus familiären Gründen 
aufgrund der §§ 93 und 94 des Pfarrergesetzes ist ausge­
schlossen. Wird einem der Ehegatten, die gemeinsam eine 
Pfarrstelle wahrnehmen, Erziehungsurlaub gewährt, so er­
hält der im Dienst verbleibende Ehegatte für die Dauer des 
Erziehungsurlaubes des anderen Ehegatten die vollen 
Dienstbezüge. Eine vorübergehende Zuweisung der Stelle 
findet nicht statt. 

§6 

Gemeinsame Wahrnehmung des Dienstes 
in zwei Pfarrstellen 

(1) Die Kirehernegierung kann im Fall des § 4 Abs. 1 zu­
lassen, daß zwei benachbarte Pfarrstellen gemeinsam von 
zwei Pfarrerehepaaren in der Weise wahrgenommen wer­
den, daß im Rahmen des § 4 Abs. 2 Satz 1 jeweils ein Ehe­
gatte auf der einen und der andere Ehegatte auf der anderen 
Pfarrstelle Dienst tut. Die Pfarrstellen müssen verschiede­
nen, möglichst in Pfarrverbänden verbundenen Kirchenge­
meinden, zugeordnet sein. 

(2) Die Zugehörigkeit der Ehegatten der jeweiligen Pfar­
rerehepaare zu den Kirchenvorständen nach § 4 Abs. 2 
Satz 2 sowie die gegenseitige Vertretung der Ehegatten nach 
§ 4 Abs. 3 wird durch das Landeskirchenamt geregelt. 

(3) In den Fällen des § 7 kann die Übertragung der Pfarr­
stelle auch für das nicht betroffene Pfarrerehepaar beendet 
oder das Ruhen des Auftrages festgestellt werden. 

§7 

Beendigung der gemeinsamen Wahrnehmung 
der Pfanstelle 

(1) Tritt bei einem der Ehegatten ein Sachverhalt ein, auf­
grund dessen nach dem in der Landeskirche geltenden Recht 
einem Pfaner die Ausübung des Dienstes untersagt oder der 
Pfarrer vorläufig des Dienstes enthoben werden kann, so 
kann das Ruhen des Auftrags zur gemeinsamen Wahrneh­
mung der Pfanstelle mit Wirkung auch für den anderen Ehe­
gatten angeordnet werden. 

(2) Endet die Übertragung der Pfanstelle oder der Stelle 
mit besonderem Auftrag in einem besonderen Dienst bei 
einem Ehegatt~n durch Eintritt oder Versetzung in den 
Ruhestand oder durch Tod, so ist das Dienstverhältnis des 
anderen Ehegatten für die Dauer eines Jahres in ein Dienst­
verhältnis mit nicht eingeschränkter Aufgabe umzuwan­
deln; diese Frist kann auf Antrag im Einvernehmen mit dem 
Kirchenvorstand in dem erforderlichen Umfang verlängert 
werden, wenn der Eintritt oder die Versetzung des verblie­
benen Ehegatten in den Ruhestand in spätestens drei Jahren 
zu erwarten ist. 

(3) Dienstverhältnisse mit unbefristet eingeschränkter 
Aufgabe können auf Antrag oder mit Zustimmung beider 
Ehegatten für jeweils einen von ihnen in ein Dienstverhält­
nis mit nicht eingeschränkter Aufgabe umgewandelt wer­
den, wenn hierfür ein Bedarf besteht; ein Anspruch auf Um­
wandlung besteht nicht. Auf den anderen Ehegatten findet 
§ 10 entsprechend Anwendung. Die Umwandlung des 
Dienstverhältnisses mit unbefristet eingeschränkter Auf­
gabe in ein Dienstverhältnis mit nicht eingeschränkter Auf­
gabe des einen Ehegatten ist erst möglich, wenn der andere 
Ehegatte nach § 10 die ihm bisher übertragene Stelle 
geräumt hat. 

3. Abschnitt 

Dienstverhältnisse mit befristet eingeschränkter Aufgabe 

§ 8 

Begründung der eingeschränkten Aufgabe 

(1) Das Dienstverhältnis- eines Pfaners kann auf seinen 
Antrag in ein Dienstverhältnis mit befristet eingeschränkter 
Aufgabe umgewandelt werden: 

1. unter Verlust der Stelle für die Dauer von mindestens 
drei, höchstens zehn Jahren, 

2. unter Beibehaltung der Stelle, soweit diese gleichzeitig 
in eine Pfarrstelle oder Stelle mit allgemeinkirchlicher 
Aufgabe oder besonderem Auftrag mit eingeschränktem 
Dienst umgewandelt wird. 

(2) Ein Dienstverhältnis mit befristet eingeschränkter 
Aufgabe kann in einer Pfarrstelle mit eingeschränktem 
Dienst oder in einer Stelle mit besonderem Auftrag in einem 
besonderen Dienst und nur für einen Aufgabenbereich be­
gründet werden, der dem Dienstumfang von 50 vom Hun­
dert oder 75 vom Hunde11 des Dienstes eines Pfaners ent­
spricht; der Auftrag darf nur erteilt werden, wenn es sich 
hierbei um arbeitsmäßig abgrenzbare Teilbereiche aus der 
Tätigkeit eines Pfanstelleninhabers, eines Pfarrers mit all­
gemeinkirchlicher Aufgabe oder besonderem Auftrag han­
delt. 

(3) Ein Dienstverhältnis mit befristet eingeschränkter 
Aufgabe kann auch dann begründet werden, wenn ein 
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Dienstverhältnis mit nicht eingeschränkter Aufgabe noch 
nicht bestanden hatte. 

§ 9 

Pfaner im Probedienst 

(1) Soweit Pfarrstellen oder Stellen mit besonderem Auf­
trag für einen besonderen Dienst mit eingeschränktem Auf­
trag vakant sind oder Pfanstellen in Pfarrverbänden nach 
§ 4 Abs. 1 von der Kirchenregierung zur Besetzung oder 
Versehung durch ein Pfarrerehepaar in jeweils einem 
Dienstverhältnis mit befristet oder unbefristet einge­
schränkter Aufgabe bestimmt worden sind, können diese 
Pfaner in einem Dienstverhältnis mit befristet einge­
schränkter Aufgabe zur Versehung zugewiesen werden; die 
Befristung erstreckt sich über die Zeit des Probedienstes 
hinaus auf zehn Jahre; der Stelleninhaber kann sich nach Er­
langung der Bewerbungsfähigkeit ungeachtet der Befri­
stung um andere Pfan~tellen auch ohne eingeschränkten 
Auftrag bewerben. 

(2) Die Kirchenregierung entscheidet vor jedem Einstel­
lungstermin darüber, wieviele Pfaustellen für nicht in ein 
Pfarrerdienstverhältnis auf Probe auf eine Pfanstelle über­
nommene Pfarrer zur Besetzung mit eingeschränktem Auf­
trag freigegeben werden. 

§ 10 

Beendigung des Dienstverhältnisses 
mit befristet eingeschränkter Aufgabe 

( 1) Ein Pfaner in einem Dienstverhältnis mit befristet 
eingeschränkter Aufgabe ist verpflichtet, sich rechtzeitig 
vor Ablauf des Auftrags um eine freie Pfarrstelle oder um 
Übertragung einer Stelle mit allgemeinkirchlicher Aufgabe 
oder besonderem Auftrag zu bewerben. Führt die Bewer­
bung vor dem Ende des Auftrags nicht zum Erfolg, so kann 
ihm von Amts wegen eine Pfanstelle oder eine Stelle mit 
allgemeinkirchlicher Aufgabe oder besonderem Auftrag 
übertragen werden; bei der Übertragung sollen die persön­
lichen Verhältnisse des Pfaners berücksichtigt werden. Tritt 
der Pfarrer den Dienst in einer ihm übertragenen Pfarrstelle 
oder einer Stelle mit allgemeinkirchlicher Aufgabe oder be­
sonderem Auftrag nicht an oder unterläßt er die Bewerbung, 
so scheidet er mit dem Ende des Auftrags aus dem Dienst 
aus. 

(2) Ist keine Pfarrstelle oder Stelle mit allgemeinkirch­
licher Aufgabe oder besonderem Auftrag verfügbar, wird 
das Dienstverhältnis mit nicht eingeschränkter Aufgabe 
fortgesetzt, bis es durch Übertragung einer Pfanstelle oder 
einer Stelle mit allgemeinkirchlicher Aufgabe oder mit be­
sonderem Auftrag in ein Dienstverhältnis mit nicht einge­
schränkter Aufgabe umgewandelt worden ist; Absatz 1 
Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. Ist dem Pfaner eine Pfarr­
stelle mit eingeschränktem Dienst übertragen, wird das 
DienstveFhältnis mit eingeschränkter Aufgabe für die Dauer 
der Übertragung dieser Pfarrstelle fortgesetzt. 

(3) Für die Übertragung einer Pfaustelle bei Umwand­
lung eines Dienstverhältnisses mit befristet eingeschränkter 
Aufgabe in ein Dienstverhältnis mit nicht eingeschränkter 
Aufgabe ist § 36 des Ergänzungsgesetzes zum Pfarrergesetz 
entsprechend anzuwenden. 

(4) Bei Maßnahmen nach §§ 8 und 10 sind der Pfarrer, 
der Kirchenvorstand und der Propst, auf Antrag des Pfaners 
auch der Vorstand des Pfarrerausschusses, zu hören. 

4. Abschnitt 

Dienstverhältnisse mit unbefristet 
eingeschränkter Aufgabe 

§11 

Begründung der eingeschränkten Aufgabe 

(1) Ein Dienstverhältnis mit unbefristet eingeschränkter 
Aufgabe kann in einer Pfanstelle mit eingeschränktem 
Dienst oder in einer Stelle mit besonderem Auftrag in einem 
besonderen Dienst und nur für einen Aufgabenbereich be­
gründet werden, der mindestens einem halben Dienstauftrag 
des Dienstes eines Pfaners entspricht; der Auftrag darf nur 
erteilt werden, wel)n es sich hierbei um arbeitsmäßig ab­
grenzbare Teilbereiche aus der Tätigkeit eines Pfanstellen­
inhabers, eines Pfarrers mit allgemeinkirchlicher Aufgabe 
oder besonderem Auftrag handelt. § 8 Absätze 3 und 4 
sowie § 10 Abs. 4 finden entsprechende Anwendung. 

(2) Das Dienstverhältnis eines Pfarrers kann auf seinen 
Antrag unter Verlust der Stelle in ein Dienstverhältnis mit 
unbefristet eingeschränkter Aufgabe auf Lebenszeit umge­
wandelt werden. Ein Verlust der Stelle tritt nicht ein, wenn 
die Stelle gleichzeitig in eine Pfarrstelle oder eine Stelle mit 
allgemeinkirchlicher Aufgabe oder besonderem Auftrag je­
weils mit eingeschränktem Dienst umgewandelt wird. 

§ 12 

Umwandlung in nicht eingeschränkter Aufgabe 

(1) Dienstverhältnisse mit unbefristet eingeschränkter 
Aufgabe können auf Antrag des Pfaners in ein Dienstver­
hältnis mit nicht eingeschränkter Aufgabe umgewandelt 
werden, wenn hierfür ein Bedarf besteht; ein Anspruch auf 
Umwandlung besteht nicht. 

(2) Ein Pfarrer in einem Dienstverhältnis mit unbefristet 
eingeschränkter Aufgabe kann sich um eine freie Pfarrstelle 
bewerben, wenn ihm die Kirchenregierung für den Fall sei­
ner Ernennung, Wahl oder Präsentation die Umwandlung 
seines Dienstverhältnisses in ein Dienstverhältnis mit nicht 
eingeschränkter Aufgabe schriftlich zugesagt hat. § 10 
Abs. 4 findet sinngemäß Anwendung. 

5. Abschnitt 

lnkrafttreten 

§ 13 

lnkrafttreten 

( 1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung zum 1. Januar 
1996 an die Stelle des Kirchengesetzes zur befristeten Er­
probung von Dienstverhältnissen mit eingeschränkter Auf­
gabe für Pfarrer in der Fassung vom 2. Dezember 1989 
(Amtsbl. 1990 S. 43), zuletzt geändert am 20. November 
1993 (Amtsbl. 1994 S. 2). 

(2) Von der Befugnis, Dienstverhältnisse mit einge­
schränkter Aufgabe nach diesem Kirchengesetz zu begrün­
den, darf nur bis zum 31. Dezember 2005 Gebrauch ge­
macht werden. 

Der jetzt entfallene § 13 lautete: 

§ 13 

Übergangsregelung 

Ein Pfaner, der in einem Dienstverhältnis mit unbefristet 
eingeschränkter Aufgabe beschäftigt wird und diese Rechts-
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stellung am 31. Dezember 1993 innehatte, kann die Um­
wandlung seines Dienstverhältnisses in ein Dienstverhältnis 
mit befristet eingeschränkter Aufgabe beantragen. Auf den 
Höchstzeitraum nach § 8 Abs. 1 werden Zeiten, die in dem 
bisherigen Dienstverhältnis mit unbefristet eingeschränkter 
Aufgabe zurückgelegt worden sind, nicht angerechnet. Ist 
dem Pfarrer eine Planstelle mit eingeschränktem Dienst 
übertragen worden, so wird das Dienstverhältnis mit einge­
schränkter Aufgabe für die Dauer der Übertragung dieser 
Pfarrstelle fortgesetzt; Halbsatz eins gilt entsprechend, 

wenn Ehegatten gemeinsam eine Pfarrstelle übertragen wor­
den ist. 

G o s I a r , den 22. März 1997 

Evangelisch-lutherische Landesldrche 
in Braunschweig 

Kirchenregierung 

Christian K r a u s e 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs 

Nr. 122 Kirchengesetz über den Vorbereitungsdienst 
für Pastoren und Pastorinnen (Vikarsgesetz). 

Vom 23. März 1997. (KABl. S. 54) 
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Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Gegenstand dieses Gesetzes 

(1) Dieses Kirchengesetz regelt den Vorbereitungsdienst 
in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen­
burgs und die Rechtsverhältnisse der Vikarinnen und Vikare 
(im folgenden Vikar). 

(2) Vikare sind wie alle im Verkündigungsdienst stehen­
den Mitarbeiter der Kirche an das Evangelium von Jesus 
Christus gebunden, wie es in der Heiligen Schrift des Alten 
und Neuen Testaments gegeben und in den Bekenntnissen 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche bezeugt ist. 

Zweiter Abschnitt 

Vorbereitungsdienst 

§2 

Ausbildungsvoraussetzungen 

(1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst setzt voraus 

1. ein Theologiestudium an einer wissenschaftlichen 
Hochschule oder Theologischen Fakultät oder an einer 
von der Kirchenleitung anerkannten Predigerschule, 

2. das Erste Theologische Examen nach der vom Oberkir­
chenrat beschlossenen oder einer von ihm als gleichwer­
tig anerkannten Prüfungsordnung. 
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(2) Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst ist beim 
Oberkirchenrat zu beantragen. Durch Verordnung der Kir­
chenleitung wird festgelegt, welche Unterlagen dem Antrag 
beizufügen sind. Der Oberkirchenrat kann die Vorlage eines 
vertrauensärztlichen Zeugnissen verlangen. 

§ 3 

Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 

(1) Der Oberkirchenrat stellt die Anzahl der Ausbildungs­
plätze jährlich fest. 

(2) Der Oberkirchenrat entscheidet über die Aufnahme in 
den Vorbereitungsdienst. Auf Verlangen sind einem Bewer­
ber die Gründe für die Ablehnung der Aufnahme schriftlich 
mitzuteilen. 

§4 

Ziel des Vorbereitungsdienstes 

Der Vorbereitungsdienst soll den Vikar in die Praxis des 
kirchlichen Dienstes einführen und ihn auf die verantwortli­
che Wahrnehmung der Aufgaben seines künftigen Dienstes 
vorbereiten. 

§ 5 

Gestaltung des Vorbereitungsdienstes 

(1) Die Ausbildung vollzieht sich im Wechsel von Aus­
bildungsphasen im Predigerseminar und in der Kirchge­
meinde einschließlich der Prüfungsvollzüge des Zweiten 
Theologischen Examens. 

(2) Darüber hinausgehende zusätzliche Ausbildungen 
sind durch Verordnung der Kirchenleitung zu regeln. 

(3) Bei der Gestaltung des Vorbereitungsdienstes ist eine 
Kooperation mit einer anderen Gliedkirche der EKD mög­
lich. Das Nähere regelt die Kirchenleitung durch Verord­
nung. 

§6 

Dienstverhältnis auf Widerruf 

Der Vorbereitungsdienst ist ein öffentlich-rechtliches 
Dienst- und Treueverhältnis zur Landeskirche. Es ist ein 
Dienstverhältnis auf Widerruf. Mit Einverständnis des Be­
werbers kann der Oberkirchenrat den Vorbereitungsdienst 
privatrechtlich gestalten. 

§7 

Geltung des Pfarrergesetzes 

Für die Vikare gelten die Vorschriften des Pfarrergesetzes 
und die dazu erlassenen Verordnungen in der jeweils gülti­
gen Fassung, soweit sich nicht aus diesem Gesetz oder an­
deren Vorschriften etwas anderes ergibt. 

§ 8 

Beginn des Dienstverhältnisses auf Widerruf 

(1) Das Dienstverhältnis auf Widerruf wird durch die 
Aushändigung der Berufungsurkunde an den Vikar begrün­
det. Die Aushändigung erfolgt in einem Gottesdienst. 

(2) Die Berufungsurkunde fertigt der Oberkirchenrat aus. 
Sie muß das Dienstverhältnis bezeichnen und das Ziel der 
Ausbildung, die übertragene Verantwortung und die Amts­
bezeichnung angeben. 

(3) Der Vikar ist auf die Verpflichtung hinzuweisen, die 
Dienstverschwiegenheit und das Beichtgeheimnis zu wah­
ren. 

(4) Das Dienstverhältnis beginnt mit dem in der Beru­
fungsurkunde bezeichneten Tag. 

§9 

Amtsbezeichnung 

Während des Dienstverhältnisses auf Widerruf lautet die 
Amtsbezeichnung Vikarin oder Vikar. 

§10 

Dauer des Dienstverhältnisses auf Widerruf 

(1) Der Vorbereitungsdienst nach § 5 Abs. 1 dauert zwei 
Jahre, sofern nicht die Kirchenleitung eine zusätzliche Aus­
bildung nach § 5 Abs. 2 beschlossen hat. Der Vorbereitungs­
dienst schließt das Zweite Theologische Examen ein. 

(2) Der Oberkirchenrat kann die Ausbildungszeit im Ein­
zelfall verkürzen;' falls der Nachweis der Ausbildung oder 
Betätigung auf einem wesentlichen theologischen Aufga­
bengebiet erbracht wird und die Berücksichtigung dieser 
Zeit den Erfolg des Vorbereitungsdienstes nicht wesentlich 
beeinträchtigt. 

(3) Der Vikar kann beim Oberkirchenrat beantragen, den 
Vorbereitungsdienst aus wichtigem Grund zu unterbrechen. 
Über den Antrag entscheidet der Oberkirchenrat. Die Dauer 
der Unterbrechung soll drei Jahre nicht überschreiten. § 72 
Pfarrergesetz und die jeweiligen landeskirchlichen Anwen­
dungsbestimmungen dazu gelten entsprechend. 

(4) Während der Unterbrechung erhält der Vikar keine 
Anwärterbezüge. 

§11 

Organisation der Ausbildung 

(l) Der Rektor des Predigerseminars plant die Organisa­
tion der Ausbildung anhand der von der Kirchenleitung zu 
beschließenden Ausbildungsrichtlinien und ist für deren 
Umsetzung verantwortlich. Er koordiniert und leitet die 
Ausbildung während des gesamten Vorbereitungsdienstes. 

(2) Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes weist der 
Oberkirchenrat in Absprache mit dem zuständigen Landes­
superintendenten den Vikar in eine Kirchgemeinde ein und 
benennt den für die Ausbildung zuständigen Mentor, der ihn 
in die Praxisfelder der Gemeindearbeit und in übergemeind­
liche Arbeit einführt, im Vikariat anleitet und die Ausbil­
dung begleitet. Eine Mentorierung in gemeindepädagogi­
schen Handlungsfeldern ist zu gewährleisten. 

(3) Ein Wechsel von Ausbildungsgemeinde und Mentor 
ist angezeigt, wenn ein gedeihliches Wirken nicht mehr ge­
währleistet ist, wobei es auf den Grund dafür nicht an­
kommt. Vor der Entscheidung des Oberkirchenrates hat die­
ser den Sachverhalt zu ermitteln und den Vikar, den Rektor 
des Predigerseminars und den Mentor zu hören. 

§ 12 

Ende des Dienstverhältnisses auf Widerruf 

Das Dienstverhältnis auf Widerruf endet mit Ablauf des 
Monats, in dem das Zeugnis über das bestandene Zweite 
Theologische Examen ausgehändigt worden ist. Bei Nicht­
bestehen des Zweiten Theologischen Examens verlängert 
sich der Vorbereitungsdienst um ein Jahr. Eine erneute Ver­
längerung ist nicht möglich. 

§ 13 

Entlassung und Ausscheiden 
aus dem Vorbereitungsdienst 

(1) Der Vikar kann seine Entlassung beantragen. Dem 
Antrag ist zu entsprechen. 

(2) Ein Vikar kann aus wichtigem Grund entlassen wer­
den. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn 
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1. sich herausstellt, daß der Vikar den Anforderungen des 
Dienstes nicht gerecht wird, 

2. der Vikar schuldhaft seine Dienstpflicht verletzt hat, 

3. ein Tatbestand des § 1 der Lehrordnung der Ver­
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
(VELKD) vorliegt. 

(3) Über die Entlassung nach Absatz 2 entscheidet der 
Oberkirchenrat. Zuvor sind der Rektor des Predigersemi­
nars, der Mentor und der Vikar zu hören. Der Vikar kann bei 
seiner Anhörung bis zu zwei Personen seines Vertrauens 
hinzuziehen. Diese Personen müssen einem in der Evange­
lischen Kirche in Deutschland geltenden Bekenntnis an­
gehören und zu kirchlichen Ämtern wählbar sein. 

( 4) Die Entlassung nach Absatz 2 ist schriftlich zu be­
gründen und dem Vikar zuzustellen. Bei einer Entlassung ist 
eine Frist einzuhalten, die bei einer Beschäftigungszeit von 

1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluß, 

2. mehr als drei Mo11aten ein Monat zum Monatsschluß, 

3. mindestens einem Jahr sechs Wochen zum Schluß des 
Kalendervierteljahrs beträgt. 

(5) Tritt ein Vikar aus der Kirche aus oder zu einer ande­
ren Religionsgemeinschaft über oder gibt er den Dienst 
unter Umständen auf, aus denen zu entnehmen ist, daß er 
ihn nicht wieder aufnehmen will, stellt der Oberkirchenrat 
das Ausscheiden aus dem Dienst fest. § 117 Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 3 des Pfarrergesetzes gilt in der jeweiligen Fas­
sung entsprechend. 

(6) In den Fällen der Absätze 1 und 2 erhält der Vikar eine 
Urkunde, in welcher der Zeitpunkt anzugeben ist, zu dem 
die Entlassung wirksam wird. 

(7) In den Fällen der Absätze 2 und 5 kann der Betroffene 
Beschwerde bei der Kirchenleitung einlegen. Eine ableh­
nende Entscheidung der Kirchenleitung kann der Vikar leir­
ehengerichtlich nachprüfen lassen. 

Dritter Abschnitt 

Rechte und Pflichten 

§ 14 

Öffentliche Wortverkündigung 

Der Vikar nimmt die öffentliche Wortverkündigung in der 
Ausbildungsphase des Predigerseminars unter Verantwor­
tung des Rektors des Predigerseminars, in der Kirchge­
meinde unter Verantwortung des Mentors wahr. 

§ 15 

Sakramentsverwaltung 

(1) Der Vikar gestaltet in der Kirchgemeinde und 
während der Zeit des Predigerseminars Sakramentsgottes­
dienste mit. Der Vikar kann mit der Leitung von Sakra­
mentsgottesdiensten betraut werden, sofern der Mentor oder 
der Rektor des Predigerseminars im Gottesdienst anwesend 
ist. 

(2) Soll der Vikar in Ausnahmefällen eine Sakraments­
feier selbständig leiten, bedarf es der Beauftragung durch 
den Landessuperintendenten. 

§ 16 

Amtskleidung 

Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen trägt der Vikar 
die vorgeschriebene Amtskleidung. 

§ 17 

Teilnahme an Kirchgemeinderatssitzungen, 
Propstei- und Kirchenkreiskonventen 

Während der Ausbildungsphase in der Kirchgemeinde 
nimmt der Vikar an Kirchgemeinderatssitzungen, Propstei­
und Kirchenkreiskonventen ohne Stimmrecht teil. 

Die Vorschriften der Kirchgemeindeordnung über den 
Ausschluß von Beratung und Abstimmung bei Kirchge­
meinderatssitzungen sind entsprechend anzuwenden. 

§ 18 

Mitarbeit in Gremien 

Die Ausbildung hat Vorrang vor jeglicher Mitarbeit in 
Gremien, Ausschüssen und Vorbereitungsgruppen. Die Mit­
arbeit hierin darf nur nach Abstimmung mit dem Rektor des 
Predigerseminars und dem Mentor erfolgen. 

§ 19 

Nebentätigkeiten 

Für die Ausübung von Nebentätigkeiten gilt § 56 Pfarrer­
gesetz. Über die Genehmigung entscheidet der Oberkir­
chenrat nach Anhörung des Rektors. 

§ 20 

Dienstaufsicht 

(1) Der Vikar untersteht der allgemeinen Dienstaufsicht 
des Oberkirchenrates. Unmittelbarer Dienstvorgesetzer des 
Vikars ist der Rektor des Predigerseminars. Für die Dauer 
der Ausbildungsphase in der Kirchgemeinde übt der Mentor 
im Auftrage des Rektors des Predigerseminars die Dien­
staufsicht aus. Den Urlaub erteilt der Rektor des Predigerse­
minars. 

(2) Bei Verletzung einer Dienstpflicht und im Falle 
größerer Schwierigkeiten berichtet der Mentor dem Rektor 
des Predigerseminars; dieser unterrichtet gegebenenfalls 
den Oberkirchenrat. 

§ 21 

Tätigkeitsberichte 

Der Vikar erstellt nach Festlegung des Rektors des Predi­
gerseminars über jede Ausbildungsphase in der Kirchge­
meinde einen Tätigkeitsbericht Diese Berichte sind dem 
Mentor zur Kenntnis zu geben und zu der Ausbildungsakte 
des Vikars zu nehmen. 

§ 22 

Anwärterbezüge, Vergütung 

(1) Der Vikar erhält Anwärterbezüge. Zu den Anwärter­
bezügen gehören der Anwärtergrundbetrag, der Anwärter­
verheiratetenzuschlag und die Anwärtersonderzuschläge. 
Daneben werden die jährliche Sonderzuwendung, vermö­
genswirksame Leistungen und das jährliche Urlaubsgeld ge­
währt, sofern Pastoren diese, Zuwendungen erhalten. 

(2) Der Oberkirchenrat kann den Anwärtergrundbetrag 
um 10% kürzen, wenn der Vikar das Zweite Theologische 
Examen nicht bestanden hat oder sich die Ausbildung aus 
einem vom Vikar zu vertretenden Grunde verzögert. Von der 
Kürzung ist abzusehen 

1. bei Verlängerung des Vorbereitungsdienstes infolge ge­
nehmigten Fernbleibens oder Rücktritts von der Prü­
fung, 

2. in besonderen Härtefällen. 
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(3) Der privatrechtlich angestellte Vikar erhält eine Ver­
gütung nach Maßgabe der einschlägigen Vorschriften. 

§ 23 

Reisekostenerstattung, Unfallfürsorge, Beihilfe, 
Erstattung von Aufwendungen 

Der Vikar hat Anspruch auf Reisekostenerstattung, bei 
Dienstunfällen Unfallfürsorge, in Krankheitsfällen Beihilfe, 
in Fällen außerordentlicher Notlage Anspruch auf Unterstüt­
zung nach Maßgabe der jeweiligen kirchlichen Bestimmun­
gen. Regelungen über die Erstattung von Aufwendungen, 
die einem Vikar durch die Ausbildung im Vorbereitungs­
dienst entstehen, bestimmt die Kirchenleitung durch Verord­
nung. 

§ 24 

Dienstbefreiung 

Der Vikar hat Anspruch auf Dienstbefreiung in den Fäl­
len, in denen sie Pastoren gewährt werden kann. Anstelle 
des Landessuperintendenten entscheidet der Rektor des 
Predigerseminars. 

Vierter Abschnitt 

Zweites Theologisches Examen 

§ 25 

Das Zweite Theologische Examen 

Durch das Zweite Theologische Examen wird festge­
stellt, ob der Kandidat die im Studium und Vorbereitungs­
dienst erworbenen wissenschaftlichen und praktischen 
Kenntnisse und Fähigkeiten selbständig umsetzen kann, ob 
er in der Lage ist, seine Arbeit zu reflektieren und zu verant­
worten, und ob er kommunikations- und kooperationsfähig 
ist. 

§ 26 

Prüfungskommission für das 
Zweite Theologische Examen 

(1) Das Zweite Theologische Examen wird vor der Prü­
fungskommission der Evang.-Luth. Landeskirche Meck1en­
burgs abgelegt. Dieser gehören an: der Landesbischof als 
Vorsitzender, ein Landessuperintendent und bis zu acht wei­
tere Mitglieder, von denen mindestens vier zum Pfarramt or­
diniert sind und im Dienst der Landeskirche stehen. Der 
Landessuperintendent nimmt im Falle einer Verhinderung 
des Landesbischofs den Vorsitz wahr. 

(2) Der Oberkirchenrat beruft die Mitglieder der Prü­
fungskommission für einen Zeitraum von sechs Jahren. Eine 
Wiederberufung ist möglich. 

§ 27 

Zulassungsvoraussetzung für das 
Zweite Theologische Examen 

(1) Der Vikar beantragt die Zulassung zum Zweiten 
Theologischen Examen. Den Zeitpunkt für die Abgabe des 
Antrages legt der Oberkirchenrat fest. 

(2) Vikare, die den Vorbereitungsdienst in einer anderen 
Gliedkirche der EKD absolviert haben, können auf Antrag 
zum Zweiten Theologischen Examen zugelassen werden. 
Dem Antrag sind eine Stellungnahme des zuständigen Or­
gans der Gliedkirche, in der der Vorbereitungsdienst absol­
viert wurde, und ein Bericht des Vikars beizufügen. 

(3) Die Meldung ist spätestens fünf Jahre nach Ablegung 
des Ersten Theologischen Examens unter Beifügung der für 
die Anmeldung erforderlichen Unterlagen zulässig. Eine 
spätere Meldung kann nur bei Vorliegen besonderer Um­
stände berücksichtigt werden. Der Oberkirchenrat kann die 
Entscheidung vom Ausgang eines Kolloquiums abhängig 
machen. 

(4) Der Oberkirchemat spricht die Zulassung zum Zwei­
ten Theologischen Examen aus und benennt den Prüfungs­
zeitraum. 

(5) Scheidet der Vikar nach der Zulassung zum Zweiten 
Theologischen Examen aus dem Vorbereitungsdienst aus, 
erlischt die ausgesprochene Zulassung. 

§ 28 

Prüfungsinhalt und Prüfungsverfahren 

(1) Das Zweite Theologische Examen besteht aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen Teil. 

(2) Der Prüfungsinhalt und das Prüfungsverfahren des 
Zweiten Theologischen Examens werden in einer Prüfungs­
ordnung geregelt, die die Kirchenleitung erläßt. Eine Wie­
derholungsprüfung und Nachprüfungen sind in der Prü­
fungsordnung vorzusehen. 

§ 29 
Zeugnis 

(1) Über die bestandene Prüfung stellt die Prüfungskom­
mission ein Zeugnis aus. 

(2) Wird die Prüfung nicht bestanden, teilt die Prüfungs­
kommission dies dem Kandidaten unter Angabe der Gründe 
schriftlich mit. 

Fünfter Abschnitt 

Schlußvorschriften 

§ 30 

Aus- und Durchführungsbestimmungen 

Ausführungsbestimmungen erläßt die Kirchenleitung, 
Durchführungsbestimmungen und Anordnungen der Ober­
kirchenrat. 

§ 31 

Gleichstellungsklausel 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Kir­
chengesetz gelten jeweils in der weiblichen und männlichen 
Form. 

§ 32 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. September 1997 in 
Kraft. Gleichzeitig treten alle Vorschriften außer Kraft, die 
diesen Regelungen entgegenstehen. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

S c h w e r i n , den 1. April 1997 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 

Landesbischof 
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Nr. 123 Kirchengesetz über Dienstverhältnisse mit 
eingeschränkter Aufgabe für Pastoren und 
Pastorinnen (Teildienstgesetz). 

Vom 23. März 1997. (KABl. S. 59) 

§ 1 

(1) Dienstverhältnisse mit eingeschränkter Aufgabe kön­
nen nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes begründet wer­
den, wenn 

1. der Oberkirchenrat Pfarrstellen.zu Pfarrstellen mit hal­
bem oder drei Viertel Dienst erklärt hat, 

2. einem Ehepaar gemeinsam eine Pfarrstelle übertragen 
wird. 

(2) Ein Dienstverhältnis mit eingeschränkter Aufgabe 
darf nur für einen Aufgabenbereich begründet werden, der 
mindestens der Hälfte des vollen Dienstes eines Pastors ent­
spricht. 

(3) Die Entscheidung über die Begründung von Dienst­
verhältnissen mit eingeschränkter Aufgabe trifft der Ober­
kirchenrat nach Anhörung des Kirchgemeinderates und des 
Landessuperintendenten, bei allgemeinkirchlichen Pfarr­
stellen, die nicht durch die Kirchenleitung besetzt werden, 
nach Anhörung des nach den kirchlichen Ordnungen zustän­
digen Gremiums, bei allgemeinkirchlichen Pfarrstellen im 
Kirchenkreis nach Anhörung des Kirchenkreisrates. 

(4) Bei allgemeinkirchlichen Pfarrstellen, die durch die 
Kirchenleitung besetzt werden, tritt an die Stelle des Ober­
kirchenrates die Kirchenleitung. Anstelle der Beteiligung 
nach Absatz 3 sind die nach den kirchlichen Ordnungen zu­
ständigen Gremien anzuhören. 

§2 

Der Inhaber einer Pfarrstelle mit eingeschränkter Auf­
gabe hat alle Rechte und Pflichten eines Pastors gemäß den 
Bestimmungen der kirchlichen Ordnungen. Art und Umfang 
des Dienstes werden in einer Dienstordnung festgelegt, die 
der Landessuperintendent im Einvernehmen mit dem Kirch­
gemeinderat, bei allgemeinkirchlichen Pfarrstellen der 
Oberkirchenrat erläßt. Bei der Heranziehung zu Vertre­
tungsdiensten und Sonderaufgaben ist zu berücksichtigen, 
daß der Pastor in einem Dienstverhältnis mit eingeschränk­
ter Aufgabe steht. 

§ 3 

(1) Das Dienstverhältnis eines Pastors kann auf seinen 
Antrag oder von Amts wegen mit seiner Zustimmung in ein 
Dienstverhältnis mit eingeschränkter Aufgabe umgewandelt 
werden, wenn die Voraussetzungen gegeben sind. Der Pa­
stor behält das Recht, sich auf eine Pfarrstelle mit vollem 
Dienstumfang zu bewerben. 

(2) Die Vorschriften der §§ 83 bis 85 Pfarrergesetz blei­
ben unberührt. 

§4 

Der Pastor in einem Dienstverhältnis mit eingeschränkter 
Aufgabe erhält Besoldung entsprechend dem Umfang sei­
nes Dienstes. Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todes­
fällen werden ohne Kürzung gewährt. Entsprechendes gilt 
für die Unfallfürsorge bei Dienstunfällen. 

§5 

Für die Ausübung einer weiteren Tätigkeit durch den 
Pastor, der in einem Dienstverhältnis mit eingeschränkter 
Aufgabe steht, gelten die Vorschriften des Pfarrergesetzes 
über die Nebentätigkeit entsprechend. 

§6 

Der Pastor in einem Dienstverhältnis mit eingeschränkter 
Aufgabe ist verpflichtet, eine ihm zugewiesene Dienstwoh­
nung zu bewohnen. 

§7 

(1) Ehegatten, die die Bewerbungsfähigkeit haben, kann 
nach Maßgabe der Bestimmungen des Pfarrstellenübertra­
gungsrechts gemeinsam eine Pfarrstelle übertragen werden, 
wenn jeder Ehegatte in einem Dienstverhältnis mit einge­
schränkter Aufgabe beschäftigt wird. In diesem Fall werden 
die Ehegatten gemeinsam Inhaber der Pfanstelle. 

(2) Vor der .Übertragung der Pfarrstelle ist der Kirchge­
meinderat zu hören. 

(3) Die Ehegatten, denen gemeinsam eine Pfarrstelle 
übertragen worden ist, sind verpflichtet, die ihnen zugewie­
sene Dienstwohnung zu beziehen. 

(4) Beide Ehegatten erhalten die ihnen zustehende Besol­
dung je zur Hälfte. Beihilfen in Krankheits-, Geburts- oder 
Todesfällen werden ohne Kürzung gewährt. Entsprechendes 
gilt für die Unfallfürsorge bei Dienstunfällen. 

(5) Für die Ausübung einer weiteren Tätigkeit durch 
einen oder beide Ehegatten gelten die Vorschriften des Pfar­
rergesetzes über die Nebentätigkeit entsprechend. 

§ 8 

(1) Art und Umfang des Dienstes sind für jeden Ehegatten 
in einer Dienstordnung festzulegen, die der Landessuperin­
tendent im Einvernehmen mit dem Kirchgemeinderat erläßt. 
Jedem Ehegatten soll ein arbeitsmäßig abgrenzbarer Teil­
bereich des pfarramtliehen Dienstes übertragen werden. 

(2) Im Falle der Verhinderung hat jeder der Ehegatten den 
anderen zu vertreten. Ist dies im Einzelfall nicht möglich, so 
ist die Vertretung nach den allgemeinen Grundsätzen zu 
regeln. 

(3) Einer der Ehegatten ist Mitglied des Kirchgemeinde­
rates; der andere nimmt an den Sitzungen des Kirchgemein­
derates beratend teil. Ist das Mitglied verhindert, so übt der 
andere Ehegatte das Stimmrecht aus. Der Landessuperinten­
dent bestimmt, welcher der Ehegatten dem Kirchgemeinde­
rat als Mitglied angehört. 

( 4) Wird einem Ehegatten Erziehungsurlaub gewährt 
oder wird ein Ehegatte gemäß den dienstrechtlichen Bestim­
mungen wegen der Betreuung von Kindern oder aus ande­
ren wichtigen familiären Gründen beurlaubt, so ist das 
Dienstverhältnis des anderen Ehegatten während der Dauer 
des Erziehungsurlaubes oder der Beurlaubung in ein Dienst­
verhältnis mit vollem Dienstumfang umzuwandeln. Dem 
Antrag eines Ehegatten auf Gewährung von Erziehungs­
urlaub oder auf Beurlaubung kann nur entsprochen werden, 
wenn der andere Ehegatte zugestimmt hat. 

(5) Treten bei einem der Ehegatten Umstände ein, auf 
Grund derer ein Pastor gemäß den dienstrechtlichen Bestim­
mungen die Ausübung des Dienstes untersagt oder er vor­
läufig des Dienstes enthoben werden kann, so kann der 
Oberkirchenrat anordnen, daß auch der andere Ehegatte kei­
nen Dienst ausübt. Zuvor sind der Betroffene, der Kirch­
gemeinderat und der Landessuperintendent zu hören. 

§9 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Kir­
chengesetz gelten jeweils in der männlichen und weiblichen 
Form. 
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§ 10 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1997 in Kraft. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird. 

S c h w e r i n , den 1. April 1997 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 

Landesbischof 

Nr. 124 Kirchengesetz über das Verfahren bei der 
Übertragung von Pfarrstellen (Pfarrstellen­
übertragungsgesetz). 

Vom 23. März 1997. (KABl. S. 61) 
' 

Erster Abschnitt 

Allgemeines 

§ 1 

Dieses Kirchengesetz regelt das Verfahren bei der Über­
tragung von Pfarrstellen 

a) in Kirchgemeinden, 

b) für allgemeinkirchliche Aufgaben, 

soweit nicht kirchengesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 

§2 

Die Übertragung einer Pfarrstelle erfolgt durch den Ober­
kirchenrat. 

Bei der ersten Übertragung einer Pfarrstelle erfolgt die 
Berufung zum Pastor in der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs. 

Zweiter Abschnitt 

Besetzung von Pfarrstellen in Kirchgemeinden 

§ 3 

Die Pfarrstellen in den Kirchgemeinden werden ab­
wechselnd entweder auf Grund einer Wahl durch den Kirch­
gemeinderat oder auf Grund eines Beschlusses des Oberkir­
chenrates übertragen. Die erste Besetzung einer Pfarrstelle 
in einer neu gebildeten Kirchgemeinde erfolgt auf Grund 
eines Beschlusses des Oberkirchenrates. 

§4 

(1) Der Oberkirchenrat entscheidet nach Anhörung des 
Kirchgemeinderates und des Kirchenkreisrates über die 
Freigabe einer Pfarrstelle zur Wiederbesetzung, den Um­
fang der Freigabe und den Zeitpunkt der Wiederbesetzung. 

(2) Der Oberkirchenrat schreibt jede für eine Wiederbe­
setzung anstehende Pfarrstelle im Kirchlichen Amtsblatt 
aus. Dabei gibt er an, ob die Pfarrstelle auf Grund einer 
Wahl durch den Kirchgemeinderat oder auf Grund eines Be­
schlusses des Oberkirchenrates zu besetzen ist. In der Aus­
schreibung ist für die Abgabe von Bewerbungen eine ange­
messene Frist zu setzen. 

(3) Liegen auf eine Ausschreibung hin keine Bewerbun­
gen vor, wird die Pfarrstelle ein zweites Mal ausgeschrie­
ben. Absatz 2 gilt entsprechend. 

( 4) Bewerbungen um eine ausgeschriebene Pfarrstelle 
sind an den Oberkirchenrat zu richten. 

(5) Der Oberkirchenrat kann von der Ausschreibung ab-
sehen, wenn ' 

a) die Stelle durch einen Pastor zur Anstellung besetzt wer­
den soll, 

b) auf Grund der Bestimmungen des Pfarrergesetzes ein 
Pastor auf eine andere Pfarrstelle versetzt werden soll, 

c) einem Pastor nach Ablauf einer Beurlaubung eine Pfarr­
stelle übertragen werden soll. 

Kirchgemeinderat und Landessuperintendent sind vorher 
zu hören. 

(6) Soll eine Pfarrstelle künftig dauernd unbesetzt blei­
ben, so erklärt sie der Oberkirchenrat nach Anhörung der 
Beteiligten zur ruhenden Pfarrstelle (Stillegung). Ist die 
Pfarrstelle besetzt, entscheidet die Kirchenleitung über die 
Stillegung. 

§ 5 

(1) Jeder Pastor, der die Bewerbungsfähigkeit erlangt hat, 
kann sich unter Beachtung der Bestimmungen des Kirchen­
gesetzes zur Einführung und Anwendung des Pfarrergeset­
zes und des Kirchenbeamtengesetzes der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands um eine ausge­
schriebene Pfarrstelle bewerben. Pastoren aus anderen 
Gliedkirchen der EKD können sich bewerben, wenn sie 
vom Oberkirchenrat zur Bewerbung um eine Pfarrstelle zu­
gelassen werden. 

(2) Hat ein Pastor dem Oberkirchenrat mitgeteilt, daß er 
bereit ist, seine Pfarrstelle zu wechseln, und will der Ober­
kirchenrat ihn für eine freigewordene Pfarrstelle vorsehen, 
hat er ihn zu befragen, ob er bereit ist, diese anzunehmen. 
Die Mitteilung hat der Oberkirchenrat wie eine Bewerbung 
zu behandeln. 

(3) Der Oberkirchenrat kann jeden Pastor auffordern, auf 
eine andere Pfarrstelle zu gehen. Die Aufforderung soll nur 
unter Angabe von Gründen abgelehnt werden. 

( 4) Ist eine Pfarrstelle auf Grund einer Wahl durch den 
Kirchgemeinderat zu besetzen, kann dieser Pastoren auffor­
dern, sich zur Wahl zu stellen. Die Bereitschaft dazu haben 
die Pastoren dem Oberkirchenrat auf dem Dienstwege mit­
zuteilen. Diese Mitteilung hat der Oberkirchenrat wie eine 
Bewerbung zu behandeln. 

§6 

(1) Ist eine Pfarrstelle auf Grund einer Wahl durch den 
Kirchgemeinderat zu besetzen, teilt der Oberkirchenrat dem 
Kirchgemeinderat nach Ablauf der Frist zur Bewerbung un­
verzüglich die Bewerbungen mit. 

(2) Die Bewerber haben je nach Entscheidung des Kirch­
gemeinderates entweder eine Gastpredigt oder eine Ge­
meindeveranstaltung zu halten und sich dem Kirchgemein­
derat in einer Sitzung, an welcher auch die Ersatzleute 
teilnehmen sollen, vorzustellen. Der Kirchgemeinderat hat 
Bewerber, die er nicht berücksichtigt, von seiner Entschei­
dung zu benachrichtigen. 

(3) Jedes wahlberechtigte Gemeindeglied hat das Recht, 
bis spätestens zehn Tage nach den Gastpredigten oder den 
Gemeindeveranstaltungen dem Kirchgemeinderat oder dem 
Landessuperintendenten schriftlich oder mündlich seine 
Bedenken gegen einen Bewerber vorzutragen. Bei der Ab­
kündigung der Gastpredigten oder der Gemeindeveranstal­
tungen ist auf dieses Recht hinzuweisen. Die Mitglieder des 
Kirchgemeinderates haben die ihnen gegenüber abge­
gebenen Stellungnahmen vertraulich zu behandeln. 
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(4) Die Wahl erfolgt frühestens 10 Tage, spätestens einen 
Monat nach der letzten Gastpredigt oder Gemeindeveran­
staltung in einer Kirchgemeinderatssitzung in Anwesenheit 
des Landessuperintendenten. 

(5) Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Gewählt ist, wer 
mindestens zwei Drittel der Stimmen der stimmberechtigten 
Mitglieder des Kirchgemeinderates erhält. Sind mehr als 
zwei Bewerber vorhanden und hat der erste Wahlgang diese 
Mehrheit nicht ergeben, scheidet der Bewerber, auf den die 
niedrigste Stimmenzahl gefallen ist, aus. Es folgen weitere 
Wahlgänge in derselben Weise. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet jedesmal das Los. Stehen noch oder nur zwei Be­
werber zur Wahl, ist gleichfalls gewählt, wer die Mehrheit 
von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des 
Kirchgemeinderates erhält. Wird die Mehrheit auch bei 
wiederholter Abstimmung nicht erreicht, genügt im dritten 
Wahlgang die einfache Mehrheit. Wird im dritten Wahlgang 
auch die einfache Mehrheit nicht erreicht, wird die Stelle er­
neut zur Besetzung ausgeschrieben. 

(6) Hat sich nur ein Pastor beworben, ist auch in diesem 
Fall eine Wahl durchzuführen. Absatz 5 gilt entsprechend. 

(7) Der Oberkirchenrat überträgt die Pfarrstelle auf 
Grund des Ergebnisses der Wahl. 

(8) Liegen auch auf eine zweite Ausschreibung hin nach 
Ablauf der Bewerbungsfrist keine Bewerbungen vor, be­
setzt der Oberkirchenrat die Pfarrstelle. § 7 gilt entspre­
chend. In diesem Falle steht dem Kirchgemeinderat bei der 
nächsten Besetzung das Wahlrecht zu. 

§7 

(1) Hat der Oberkirchenrat die Pfarrstelle zu besetzen, be­
schließt er nach Anhörung des Landessuperintendenten über 
die Besetzung. 

(2) Der Landessuperintendent teilt im Auftrag des Ober­
kirchenrates der Kirchgemeinde die beabsichtigte Beset­
zung mit. Einwendungen aus der Kirchgemeinde gegen den 
vorgesehenen Pastor können dem Oberkirchenrat über den 
Landessuperintendenten innerhalb eines Monats nach Zu­
gang zur Entscheidung vorgelegt werden. 

Dritter Abschnitt 

Besetzung von Pfarrstellen für 
allgemeinkirchliche Aufgaben 

§ 8 

(1) Allgemeinkirchliche Pfarrstellen, denen ein Aufga­
benbereich für die gesamte Landeskirche zugeordnet ist 
oder mit denen die Leitung selbständiger kirchlicher Werke 
verbunden ist, werden gemäß § 22 Abs. 6 Buchst. d des 
Leitungsgesetzes durch die Kirchenleitung besetzt. Die Kir­
chenleitung stellt fest, für welche Stellen dies zutrifft. Pfarr­
stellen dieser Art werden nicht ausgeschrieben, soweit die 
Kirchenleitung nicht etwas anderes beschließt. 

(2) Pfarrstellen, die nicht an eine Kirchgemeinde gebun­
den sind (Pfarrstellen für allgemeinkirchliche Aufgaben), 
besetzt der Oberkirchenrat, sofern nicht die Kirchenleitung 
zuständig ist. 

(3) Für allgemeinkirchliche Pfarrstellen in einem Kir­
chenkreis gelten § § 3 bis 5, § 6 Abs. l, 5 bis 7 und § 7 
entsprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Kirch­
gemeinderates und der Kirchgemeinde der Kirchenkreisrat 
tritt. 

Vierter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§9 

Dieses Kirchengesetz gilt für ordinierte Pfarrhelfer mit 
der Maßgabe, daß bei nicht auf Lebenszeit berufenen Pfarr­
helfern an die Stelle der Übertragung der Pfarrstelle der 
Auftrag zur selbständigen Verwaltung tritt. Die Bestimmun­
gen des Kirchengesetzes zur Einführung und Anwendung 
des Pfarrergesetzes und des Kirchenbeamtengesetzes der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
gelten entsprechend. 

§ 10 

Nach Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes wird in den 
bestehenden Kirchgemeinden die erste Besetzung einer 
Pfarrstelle auf Grund einer Wahl durch den Kirchgemeinde­
rat vorgenommen, wenn bei der letzten Besetzung der 
Kirchgemeinderat auf sein Wahlrecht verzichtet hat. 

§11 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Kir­
chengesetz gelten jeweils in der männlichen und weiblichen 
Form. 

§ 12 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1997 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Übertragung 
von Pfarrstellen vom 30. November 1969 (KABl. 1970 
S. 6), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 13. No­
vember 1983 (KABl. 1984 S. 11) außer Kraft. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

S c h w e r i n , den 1. April 1997 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 

Landesbischof 

Nr. 125 Kirchengesetz über die Fort- und Weiter­
bildung kirchlicher Mitarbeiter im Verl•ün­
digungsdienst (Weiterbildungsgesetz). 

Vom 23. März 1997. (KABl. S. 63) 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für alle hauptamtlichen und 
nebenamtlichen Mitarbeiter, die in der Gemeinschaft der 
Dienste am Verkündigungsauftrag der Kirche teilhaben. 

(2) Den rechtlich selbständigen Einrichtungen im Bereich 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
bleibt es überlassen, die Fort- und Weiterbildung ihrer Mit­
arbeiter entsprechend den Bestimmungen dieses Kirchen­
gesetzes zu regeln. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Fortbildung im Sinne dieses Kirchengesetzes dient 
der Erweiterung der Berufsfähigkeit 
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(2) Weiterbildung im Sinne dieses Kirchengesetzes dient 
der Erhaltung der Berufsfähigkeit 

§ 3 

Zielsetzung 

(1) Die Fort- und Weiterbildung soll dazu beitragen, daß 
die Kirche ihren Verkündigungsauftrag sachkundig und 
glaubwürdig wahrnehmen kann. 

(2) Die Fort- und Weiterbildung soll den Mitarbeitern 
helfen, ihre in Ausbildung und Berufspraxis erworbenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten zu erweitern und zu vertiefen. 
Sie soll die gemeinsame Verantwortung für den kirchlichen 
Dienst stärken und geeignete Möglichkeiten der Zusam­
menarbeit erschließen und einüben. 

§4 

Weiterbildung als Bestandteil der Berufstätigkeit 

Für Mitarbeiter im Verkündigungsdienst ist Weiterbil­
dung Bestandteil der Berufstätigkeit Sie sind zur Weiter­
bildung berechtigt und verpflichtet. 

§ 5 

Pastor für Weiterbildung 

Die Kirchenleitung beruft einen Pastor für Weiterbildung 
für den Zeitraum von acht Jahren. Er trägt die Amtsbezeich­
nung Pastor für Weiterbildung. 

§6 

Weiterbildungsbeirat 

(1) Die Kirchenleitung beruft für die Dauer von sechs 
Jahren einen Beirat für Fragen der Fort- und Weiterbildung 
(im folgenden Weiterbildungsbeirat). 

(2) Dem Weiterbildungsbeirat gehören an: 

1. ein vom Konvent der Landessuperintendenten zu be­
nennender Landessuperintendent, 

2. der zuständige Dezernent des Oberkirchenrates, der sich 
vertreten lassen kann, 

3. ein Vertreter der Theologischen Falxultät Rostock, 

4. ein leitender Vertreter der Kinderarbeit, 

5. ein leitender Vertreter der Jugendarbeit, 

6. ein Vertreter des Konvents der Krankenhausseelsorge, 

7. ein Vertreter des Kirchenmusikwerkes, 

8. der Pastor für Weiterbildung. 

Mit beratender Stimme nehmen teil: 

- der Rektor des Predigerseminars, 

- der Rektor des Theologisch Pädagogischen Instituts. 

(3) Aufgabe des Weiterbildungsbeirates ist es, Fragen der 
Fort- und Weiterbildung zu beraten, den Bedarf an Fort- und 
Weiterbildung in der Landeskirche zu erheben, Schwer­
punkte festzulegen, das Weiterbildungsprogramm für das 
folgende Kalenderjahr zu verabschieden und für die Koordi­
nierung der Weiterbildungsangebote Sorge zu tragen. Der 
Weiterbildungsbeirat begleitet insbesondere die Arbeit des 
Pastors für Weiterbildung. 

(4) Der Weiterbildungsbeirat tagt jährlich mindestens 
zweimal. Er wählt aus den Mitgliedern nach Nr. 1 bis 7 
einen Vorsitzenden, der in Abstimmung mit dem Pastor für 
Weiterbildung die Tagesordnung aufstellt und zu den Sit­
zungen einlädt. 

(5) Der Weiterbildungsbeirat kann sich eine Geschäfts­
ordnung geben. 

(6) Die Aufgaben des Weiterbildungsbeirates werden 
zwischen den Sitzungen durch den Vorsitzenden und den 
Pastor für Weiterbildung wahrgenommen. Sie berichten bei 
der nächsten Sitzung. 

§ 7 
Fort- und Weiterbildungsangebote 

(1) Zur Fort- und Weiterbildung gehören die geistliche 
Stärkung, fachliche Information und Reflexion, Praxisbera­
tung und Einübung in die Zusammenarbeit mit anderen Mit­
arbeitern. Dies wird verwirldicht durch Begleitung vor Ort, 
Angebote in der Region und auf landeskirchlicher Ebene. 

(2) Der Pastor für Weiterbildung führt im Rahmen der 
Jahresplanung eigene Weiterbildungen durch, koordiniert 
Angebote anderer landeskirchlicher Einrichtungen und hält 
insbesondere Kontakt zum Theologischen Studienseminar 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch­
lands in Pullach, dem Gemeindekolleg der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in Celle 
und dem Pastoralkolleg in Ratzeburg. 

(3) Er kann im Auftrag der Landeskirche und in Ab­
stimmung mit dem Weiterbildungsbeirat Fortbildungen 
durchführen. 

( 4) Die Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen können 
entweder für bestimmte Berufsgruppen ausgeschrieben oder 
so organisiert und durchgeführt werden, daß Angehörige 
verschiedener Berufsgruppen sowie neben- und ehren­
amtliche Mitarbeiter daran gemeinsam teilnehmen können. 

(5) Der Pastor für Weiterbildung gibt das Programm der 
landeskirchlichen Angebote für Fort- und Weiterbildung 
heraus. 

(6) Veranstaltungen, die nicht in diesem Programm ange­
zeigt sind, können auf Antrag vom Weiterbildungsbeirat als 
förderungswürdig anerkannt werden, wenn sie der in § 3 ge­
nannten Zielsetzung entsprechen. 

§ 8 

Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen 

Der Oberkirchenrat trägt Sorge dafür, daß Mitarbeiter im 
kirchlichen Interesse für eine Fortbildung gewonnen wer­
den. Dabei wirkt er mit dem Weiterbildungsbeirat und der 
für den Mitarbeiter zuständigen Dienststelle zusammen. 

§9 

Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen 
und Dienstaufsicht 

(1) Diejenigen, denen die Dienst- und Fachaufsicht ob­
liegt, insbesondere die Landessuperintendenten, haben die 
Aufgabe, zur Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen 
aufzufordern, Dienstbefreiungen zu gewähren und die Ver­
tretung sicherzustellen. Sie können Mitarbeiter im Interesse 
des Dienstes zur Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltun­
gen verpflichten. 

(2) Jährlich besteht ein Anspruch auf Teilnahme an 
Weiterbildungsveranstaltungen im Umfang von 7 Kalender­
tagen. Die Dienst- und Fachaufsichtführenden entscheiden, 
ob dem Antrag stattgegeben wird. 

(3) Beabsichtigt ein Mitarbeiter, in einem Jahr mehr als 
die in diesem Gesetz vorgesehene Höchstdauer von Weiter­
bildungszeiten in Anspruch zu nehmen, so ist dies auf dem 
Dienstweg beim Oberkirchenrat zu beantragen. Der An­
spruch auf Dienstbefreiung für Weiterbildung kann für 
einen Zeitraum bis zu fünf Jahren verrechnet werden. 
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§ 10 

Weiterbildung in den ersten drei Dienstjahren 
bei Pastoren und Gemeindepädagogen 

(1) Pastoren und Gemeindepädagogen sind in den ersten 
drei Dienstjahren zu besonderen Weiterbildungskursen ver­
pflichtet. Verantwortlich ist der Pastor für Weiterbildung. 

(2) Die Landessuperintendenten regeln die Vertretung. 

§11 

Verfahrensfragen der Beantragung von Weiterbildung 

(1) Der Dienstaufsichtsführende kann einen Antrag auf 
Gewährung von Dienstbefreiung für Weiterbildung ableh­
nen, wenn dringende dienstliche Erfordernisse entgegen­
stehen. Eine Ablehnung ist schriftlich zu begründen. Gegen 
die ablehnende Entscheidung kann Beschwerde beim Ober­
kirchenrat eingelegt werden. 

(2) Die Weiterbildungskurse in den ersten drei Dienstjah­
ren bleiben von der ~egelung des Absatzes 1 unberührt. 

(3) Die Ablehnung eines. Antrages auf Dienstbefreiung 
darf jedoch höchstens für die Dauer eines Kalenderjahres 
gelten. 

§ 12 

Finanzierung von Weiterbildungsveranstaltungen 

(1) Die Landeskirche, der Kirchenkreis und der an der 
Weiterbildung Teilnehmende tragen zu je einem Drittel die 
Kosten für die Veranstaltungen, die als Weiterbildung im 
Fm1- und Weiterbildungsprogramm ausgewiesen sind. Dies 
umfaßt die Fahrtkosten, Tagungskosten, Übernachtungs­
und Verpflegungskosten. 

(2) Für Weiterbildungsveranstaltungen außerhalb der 
Landeskirche, die der Weiterbildungsbeirat anerkennt, gilt 
dieselbe Regelung. 

§ 13 

Finanzierung von Fortbildungsveranstaltungen 

Die Finanzierung von Fortbildungsveranstaltungen regelt 
der Oberkirchenrat nach Beratung im Weiterbildungsbeirat 

§ 14 

Sprachregelung 

(1) Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem 
Kirchengesetz gelten jeweils in der weiblichen und männ­
lichen Form. 

(2) Der Begriff "Mitarbeiter" im Sinne dieses Gesetzes 
schließt Pastoren ein. 

§ 15 

Aus- und Durchführungsbestimmungen 

(1) Ausführungsbestimmungen erläßt die Kirchenleitung, 
insbesondere über das Maß der Verpflichtungen sowie über 
die jährliche Dauer der Fort- und Weiterbildung, die für die 
einzelnen Gruppen unterschiedlich bemessen werden kann. 

(2) Durchführungsbestimmungen erläßt der Oberkirchen­
rat. 

§ 16 

Irrkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1997 in Kraft. Ent­
gegenstehende Vorschriften treten zur selben Zeit außer 
Kraft. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

S c h wer in , den 1. April 1997 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 

Landesbischof 

Nr. 126 Kircqengesetz über die Anwendung des Kir­
chengesetzes über den Datenschutz der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) 
in der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs. 

Vom 22. März 1997. (KABl. S. 67) 

§1M 

Anwendungsbereich 

( Anwendungsvorschrift zu § 1 DSG-EKD) 

In Ergänzung des Kirchengesetzes über den Datenschutz 
der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) vom 
12. November 1993 (ABI. EKD 1993 S. 505) gelten in der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs die 
landeskirchlichen Anwendungsbestimmungen. 

§ 6M 

Verpflichtung der Beschäftigten 

( Anwendungsvorschrift zu § 6 DSG-EKD) 

( 1) Die Verpflichtung, das Datengeheimnis zu wahren, 
nimmt der jeweilige Dienstvorgesetzte vor. 

(2) Eine zusätzliche Verpflichtung der Ordinierten ist im 
Hinblick auf die Vorschriften des Pfarrergesetzes nicht er­
forderlich. 

(3) Den Wortlaut der Verpflichtungserklärung legt der 
Oberkirchenrat fest. 

(4) Die Verpflichtungserklärungen der haupt-und neben­
amtlichen Mitarbeiter sind zu der Personalakte zu nehmen. 
Die Verpflichtungserklärungen der ehrenamtlichen Mit­
arbeiter sind in der Kirchgemeinde oder der sonstigen Kör­
perschaft, Anstalt oder Stiftung, der Mitgliedseinrichtung 
des Diakonischen Werkes, in der sie tätig sind, gesondert 
aufzubewahren. 

§14M 

Aufsicht über die Einhaltung des Datenschutzes 

(Anwendungsvorschrift zu§ 14 DSG-EKD) 

(1) Im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Mecklenburgs obliegt dem Oberkirchenrat die Aufsicht 
über die Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz 
in der Landeskirche, ihren Kirchenkreisen, Propsteien und 
Kirchgemeinden sowie ihrer Werke und Einrichtungen. 

(2) Für die Einhaltung eines ausreichenden Daten­
schutzes in den Werken und Einrichtungen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, für die das kirchliche Datenschutz­
recht gilt, sind die durch Kirchengesetz, Satzung, Vereinba­
rung oder Stiftungsurkunde bestimmten Aufsichtsorgane 
oder Vertretungsorgane zuständig. 

(3) Das Diakonische Werk der Landeskirche nimmt ge­
genüber den ihm angeschlossenen Werken und Einricht~n-
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gen, für die das kirchliche Datenschutzrecht gilt, die Auf­
sicht über die Einhaltung der Vorschriften über den Daten­
schutz wahr. Das Diakonische Werk hat den Oberkirchenrat 
über wichtige Vorgänge zu informieren. Der Oberkirchenrat 
ist befugt, beim Diakonischen Werk Auskünfte einzuholen, 
soweit diese die Aufsicht über die Einhaltung des Daten­
schutzes betreffen. 

§18M 

Bestellung, Abberufung und Arbeitsweise 
der Datenschutzbeauftragten 

(Anwendungsvorschrift zu§ 18 DSG-EKD) 

(1) In der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Meck­
lenburgs werden je ein Beauftragter für den Datenschutz 
und je ein ständiger Vertreter sowohl für den Bereich des 
Diakonischen Werkes der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Mecklenburgs (Datenschutzbeauftragter der Dia­
konie) als auch für den sonstigen Bereich Clandeskirchlicher 
Datenschutzbeauftragter) bestellt, die den im Kirchengesetz 
über den Datenschutz beschriebenen Auftrag jeweils für ihr 
Aufgabengebiet wahrnehmen. 

(2) Der Landeskirchliche Datenschutzbeauftragte und der 
Datenschutzbeauftragte der Diakonie sowie die jeweiligen 
ständigen Vertreter werden von der Kirchenleitung gemäß 
den Vorschriften des Leitungsgesetzes berufen und abbe­
rufen. Der Oberkirchenrat hat dabei das Vorschlagsrecht des 
Diakonischen Rates für die Beauftragten der Diakonie zu 
beachten. 

(3) Die Amtszeit der Datenschutzbeauftragten und ihrer 
ständigen Vertreter beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit der 
Berufung. Eine Wiederberufung für weitere Amtszeiten ist 
zulässig. 

( 4) Ein Datenschutzbeauftragter ist abzuberufen, wenn 
Gründe vorliegen, aus denen ein Mitglied des Verfassungs­
und Verwaltungsgerichts der Vereinigten Evangelisch-Lu­
therischen Kirche Deutschlands sein Amt verliert oder nicht 
mehr ausüben kann. Weiter können sie abberufen werden, 
wenn ein gedeihliches Zusammenwirken der Datenschutz­
beauftragten nicht mehr gewährleistet ist. Scheidet ein 
Datenschutzbeauftragter oder ein ständiger Vertreter 
während seiner Amtsdauer aus, wird sein Nachfolger für 
den Rest der Amtsdauer des Vorgängers berufen. 

(5) Die Berufung, der Dienstsitz sowie eine Abberufung 
sind im Kirchlichen Amtsblatt bekanntzugeben. 

(6) Der Zuständigkeitsbereich der Datenschutzbeauftrag- · 
ten beurteilt sich nach dem Rechtsträger, bei dem die per­
sonenbezogenen Daten verarbeitet oder verwaltet werden, 
unbeschadet dessen Rechtsform. 

(7) Der Landeskirchliche Datenschutzbeauftragte und 
dessen ständiger Vertreter unterstehen der Fachaufsicht des 
Oberkirchenrates und der Dienstaufsicht des Präsidenten 
des Oberkirchenrates. Der Datenschutzbeauftragte der Dia­
konie und dessen ständiger Vertreter unterstehen der Fach­
aufsicht des Oberkirchenrates und der Dienstaufsicht des 
Landespastors für Diakonie. Hiervon unberührt bleibt, daß 
die Datenschutzbeauftragten in Ausübung ihres Amtes an 
Weisungen nicht gebunden und nur dem kirchlichen Recht 
unterworfen sind. 

(8) Soweit für die Datenschutzbeauftragten weitere Hilfs­
kräfte tätig werden, ist bei einer Aufgabenerfüllung nach 
diesem Gesetz der zuständige Datenschutzbeauftragte 
Dienstvorgesetzter mit Weisungsbefugnis für diese Hilfs­
kräfte. 

(9) Die Datenschutzbeauftragten sind bei ihrer Aufgaben­
erfüllung gleichberechtigt. Sie sollen vertrauensvoll zusam­
menarbeiten. 

(1 0) Eine Zusammenarbeit der Datenschutzbeauftragten 
mit staatlichen, kommunalen oder sonstigen Beauftragten 
für den Datenschutz hat im Benehmen mit dem jeweils an­
deren Datenschutzbeauftragten zu erfolgen. Bei Fragen, die 
den Gesamtbereich des kirchlichen Datenschutzes betref­
fen, stimmen sich die Datenschutzbeauftragten vor einer 
Stellungnahme gegenüber staatlichen und kirchlichen 
Stellen ab. 

§19M 

Berichtspflicht der Datenschutzbeauftragten 
und Unterstützung der Datenschutzbeauftragten 

durch aufsiehtführende Stellen 

(Anwendungsvorschrift zu§ 19 DSG-EKD) 

(1) Die Berichte der Datenschutzbeauftragten sind der 
Landessynode zugänglich zu machen. Es findet eine Aus­
sprache statt. 

(2) Der Oberkirchenrat und das Diakonische Werk haben 
die Datenschutzbeauftragten auf Verlangen bei ihrer Auf­
gabenerfüllung zu unterstützen. 

§20M 

Beanstandungsrecht der Datenschutzbeauftragten 

(Anwendungsvorschrift zu§ 20 DSG-EKD) 

Beanstandungen der Datenschutzbeauftragten gemäß 
§ 20 Datenschutzgesetz erfolgen gegenüber dem Leitungs­
organ der betroffenen Dienststelle oder Einrichtung unter 
Benachrichtigung der für diese Dienststelle oder Einrich­
tung aufsiehtführende Stelle. 

§27M 

Ergänzende Bestimmungen 

(Anwendungsvorschrift zu § 27 DSG-EKD) 

(1) Personen- und Funktionsbezeichnungen nach diesem 
Kirchengesetz gelten jeweils in der weiblichen und männli­
chen Form. 

(2) Ausführungsbestimmungen erläßt die Kirchenleitung, 
Durchführungsbestimmungen der Oberkirchenrat. 

§28M 

Inkrafttreten 

(Anwendungsvorschrift zu § 28 DSG-EKD) 

(1) Die Anwendungsvorschriften dieses Kirchengesetzes 
treten am 1. Mai 1997 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz vom 4. November 
1990 über den Datenschutz in der Evang.-Luth. Landeskir­
che Mecklenburgs (KABl. 1991 S. 10) außer Kraft. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

S c h w e r i n , den 1. April 1997 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 

Landesbischof 
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Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 

Nr. 127 Rechtsverordnung über die Schlichtungsstelle 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Sachsens. 

Vom 25. März 1997. (ABI. S. A 101) 

Aufgrund von § 9 der Ordnung für die Schlichtungsstelle 
(Anlage zu § 78 Abs. 3 des Pfarrergesetzes der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands - PfG -) 
vom 17. Oktober 1995 (ABI. 1995 S. A 191) verordnet das 
Evangelisch-Lutherische Landeskirchenamt Sachsens fol­
gendes: 

§ 1 

(1) Solange in der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Sachsens kein kirchliches Verwaltungsgericht existiert, 
ist für Streitigkeiten.nach §§ 78 Abs. 1 und 79 PfG die 
Schlichtungsstelle zuständig. Im Falle des § 79 PfG ist die 
Schlichtungsstelle nicht zuständig, wenn der Pfarrer den 
Rechtsweg zum staatlichen Verwaltungsgericht wählt. Mit 
der Wahl einer Rechtsschutzmöglichkeit ist die jeweils 
andere ausgeschlossen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Streitigkeiten nach§ 74 
des Kirchenbeamtengesetzes der Vereinigten Evangelisch­
Lutherischen Kirche Deutschlands vom 17. Oktober 1995 
(ABI. 1995 S. A 211). 

§2 

(1) Für die Besetzung der Schlichtungsstelle und das von 
ihr zu beachtende Verfahren gilt die Ordnung für die 
Schlichtungsstelle (Anlage zu § 78 Abs. 3 PfG) in Verbin­
dung mit dieser Verordnung. 

(2) Die Schlichtungsstelle ermittelt den Sachverhalt von 
Amts wegen. Sie ordnet die erforderlichen Beweise an. Im 
übrigen gelten ergänzend für das Verfahren vor der Schlich­
tungsstelle die grundlegenden Vorschriften der Verwal­
tungsgerichtsordnung. 

§ 3 

(1) Der Vorsitzende der Schlichtungsstelle und sein Stell­
vertreter müssen die Befähigung zum Richteramt oder zum 
höheren allgemeinen oder höheren kirchlichen Verwal­
tungsdienst besitzen. Beide müssen einer Gliedkirche der 
Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und zu 
kirchlichen Ämtern wählbar sein. 

(2) Die Beisitzer der Schlichtungsstelle und ihre Stell­
vertreter müssen Glieder der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Sachsens sein und die Wählbarkeit zum Kir­
chenvorsteher besitzen. 

§4 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von 
der Landessynode ernannt. 

(2) Einen Beisitzer und seinen Stellvertreter bestimmt die 
Kirchenleitung. 

(3) Einen weiteren Beisitzer und seinen Stellvertreter be­
stellt die Pfarrervertretung der Landeskirche. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder der Schlichtungsstelle 
beträgt sechs Jahre. 

§ 5 

(1) In Verfahren, die auf Antrag eines Kirchenbeamten 
durchgeführt werden, tritt an die Stelle des von der Pfarrer­
vertretung der Landeskirche bestellten Beisitzers ein Kir­
chenbeamter, der der Laufbahngruppe des antragstellenden 
Kirchenbeamten angehören soll. 

(2) Die Kirchenleitung bestellt für dieses Amt für die 
Dauer von sechs Jahren auf Vorschlag des Landeskirchen­
amtes 

a) für die Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes, 

b) für die Laufbahngruppe des höheren Dienstes 

je einen Kirchenbeamten und seinen Stellvertreter. 

§6 

Von der Mitwirkung in einem Verfahren sind Mitglieder 
der Schlichtungsstelle ausgeschlossen, die 

- Beteiligte im Sinne von § 4 Abs. 2 der Ordnung für die 
Schlichtungsstelle sind, 

- mit dem Antragsteller verheiratet, in gerader Linie ver­
wandt oder verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade ver­
schwägert sind oder waren, 

- in dem Verfahren als Zeuge oder Sachverständiger 
gehört werden. 

§7 

(1) Die Beteiligten können ein Mitglied der Schlichtungs­
stelle wegen der Besorgnis der Befangenheit ablehnen, 
wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Zweifel an seiner 
Unparteilichkeit zu rechtfertigen. Die Ablehnung ist zu be­
gründen. 

(2) Aus dem gleichen Grund kann sich ein Mitglied selbst 
für befangen erklären. 

§ 8 

(1) Entscheidungen über den Ausschluß (§ 6) sowie die 
Ablehnung und die Erklärung der Befangenheit (§ 7) trifft 
die Schlichtungsstelle. Dabei wirkt anstelle des betroffenen 
Mitgliedes dessen Stellvertreter mit. 

(2) Die getroffenen Entscheidungen sind unanfechtbar. 

(3) An die Stelle des ausgeschlossenen oder abgelehnten 
Mitgliedes tritt im jeweiligen Verfahren dessen Stellvertre­
ter. 

§9 

(1) Die Mitgliedschaft in der Schlichtungsstelle endet vor 
Ablauf der Amtszeit, 

wenn die Voraussetzungen für die Bestellung(§ 3) weg­
gefallen sind oder 

wenn ein Mitglied sein Amt durch schriftliche, mit den 
Gründen versehene Erklärung niederlegt. 

(2) Die Beendigung der Mitgliedschaft wird von der 
Schlichtungsstelle durch Beschluß festgestellt. § 8 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 gelten entsprechend. 

(3) An die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds tritt des­
sen Stellvertreter. Ist ein Stellvertreter nicht vorhanden, so 
ist unter Beachtung der Vorschriften in dieser Verordnung 
eine Ersatzberufung vorzunehmen. 

§ 10 

Diese Verordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt 
Sachsens 

Hofmann 



278 AMTSBLATT Heft 7, 1997 

Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen 

Nr. 128 Kirchengesetz über die kirchliche Altersver­
sorgung (KAV). 

Vom 22. März 1997. (ABL S. 144) 

Die Landessynode hat gemäß § 68 Absatz 2 Ziffer 1 der 
Verfassung das folgende Kirchengesetz über die kirchliche 
Altersversorgung beschlossen: 

Abschnitt I 

Geltungsbereich, Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die privatrechtlich be­
schäftigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Evang.­
Luth. Kirche in Thüringen. 

(2) Kirchliche Altersversorgung erhalten als Leistungsbe­
rechtigte bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 4 

a) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die bis einschließlich 
31.12.1996 das 50. Lebensjahr und eine ununterbro­
chene kirchliche Dienstzeit (§ 5) von mindestens zehn 
Dienstjahren, aber bis einschließlich 30.11.1996 noch 
nicht das 60. Lebensjahr vollendet haben und deren 
Dienstverhältnis unter den Geltungsbereich der Kirch­
lichen Arbeitsvertragsordnung für Angestellte vom 
17.12.1991 in der jeweils geltenden Fassung fällt, 

b) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die bis einschließlich 
30.11.1996 das 60. Lebensjahr, aber bis 31.12.1996 
noch nicht das 65. Lebensjahr vollendet haben und 
deren Dienstverhältnis unter den Geltungsbereich der 
Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung für Angestellte 
vom 17.12.1991 in der jeweils geltenden Fassung fällt, 

c) ehemalige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die bei Irr­
krafttreten dieses Kirchengesetzes kirchliche Alters­
versorgung nach dem Kirchengesetz über kirchliche 
Altersversorgung vom 12.11.1994 beziehen, 

d) ausgeschiedene Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die 
bei Irrkrafttreten dieses Kirchengesetzes unverfallbare 
Anwartschaften nach § 1 des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung auf der Grundlage 
des Kirchengesetzes über die kirchliche Altersversor­
gung vom 12.11.1994 haben. 

(3) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die unter den Gel­
tungsbereich dieses Kirchengesetzes fallen, werden nicht 
bei einer kirchlichen Zusatzversorgungskasse oder der Ver­
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) oder 
einer vergleichbaren Versorgungseinrichtung versichert. 

§2 

Ausschluß von Anspruch oder Anwartschaft 

Ein Anspruch oder eine Anwartschaft auf Leistungen 
nach diesem Kirchengesetz entsteht nicht, wenn der Mit­
arbeiter oder die Mitarbeiterin bei einer kirchlichen Zusatz­
versorgungskasse, der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder (VBL) oder einer vergleichbaren Versorgungs­
einrichtung versichert war oder wird. 

§ 3 

Grundsatz der Kirchlichen Altersversorgung 

(1) Kirchliche Altersversorgung wird vom Dienstgeber 
als zusätzliche Leistung zu den Leistungen aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung gewährt. 

(2) Von den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen werden 
keine Beiträge erhoben. 

§4 

Anspruchsvoraussetzungen, 
Beginn und Ende der Leistungen 

(1) Anspruch auf Kirchliche Altersversorgung haben lei­
stungsberechtigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die 

a) eine Vollrente wegen Alters oder eine Rente wegen ver­
minderter Erwerbsfähigkeit aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung beziehen und 

b) im Rahmen ihrer kirchlichen Dienstzeit(§ 5) eine min­
destens zehnjährige ununterbrochene Dienstzeit nach­
weisen. 

(2) Der Anspruch auf Kirchliche Altersversorgung ent­
steht ab dem Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 erfüllt sind. Er endet mit dem Ende des Kalender­
monats, in dem die Rentenzahlung eingestellt wird oder der 
Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin stirbt. 

§ 5 

Kirchliche Dienstzeiten 

(1) Kirchliche Dienstzeiten sind Zeiten einer Beschäfti­
gung 

a) beim Bund der Evangelischen Kirchen, seinen Gliedkir­
chen und deren Zusammenschlüssen vor der Herstellung 
der Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

b) bei den Diakonischen Werken und ihren Einrichtungen 
im Bereich des Bundes Evangelischer Kirchen vor der 
Herstellung der Einheit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, 

c) bei der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren 
Gliedkirchen und deren Zusammenschlüssen, 

d) bei den Diakonischen Werken der Evangelischen Kirche 
in Deutschland und ihrer Gliedkirchen sowie den ihnen 
angeschlossenen Einrichtungen, 

e) bei den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, die 
von der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren 
Gliedkirchen oder deren Zusammenschlüssen gebildet 
sind oder die deren Aufsicht unterstehen. 

(2) Als Kirchliche Dienstzeiten zählen nicht 

a) Zeiten einer beruflichen Beschäftigung nach Beginn der 
Kirchlichen Altersversorgung, 

b) Ausbildungszeiten, 

c) Zeiten, die nach dem Abkommen zur Regelung der Ent­
lohnung und Vergütung für die Beschäftigten in evange­
lischen Gesundheits- und Sozialeinrichtungen in der 
Deutschen Demokratischen Republik vergütet wurden. 

(3) Bei der Ermittlung der ununterbrochenen Dienstzeit 
nach § 1 Absatz 1 Buchstabe a und 4 Absatz 2 Buchstabe b 
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ist § 23a Satz 2 Nr. 4 BAT-0 entsprechend anzuwenden. Im 
übrigen ist bei der Ermittlung der kirchlichen Dienstzeiten 
§ 23a Satz 2 Nr. 4 Satz 3 BAT-0 entsprechend anzuwenden. 

( 4) Dienstzeiten bis einschließlich 31.12.1991 sind nur 
anzurechnen, wenn sie mindestens 50% der regelmäßigen 
Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Mitarbeiters oder einer 
vollbeschäftigten Mitarbeiterin umfaßt haben. Ab dem 
1.1.1992 zurückgelegte Dienstzeiten werden berücksichtigt, 
wenn die Geringfügigkeitsgrenze nach § 8 Absatz 1 SGB 
IV - ohne Berücksichtigung des § 8 Absatz 2 SGB IV -
überschritten wurde. 

(5) Von der Anrechnung als Dienstzeit sind Zeiten jeg­
licher Tätigkeit für das Ministerium für Staatssicherheit 
oder das Amt für Nationale Sicherheit einschließlich Zeiten, 
in denen eine informelle oder inoffizielle Mitarbeit erfolgte, 
ausgeschlossen. 

§6 

Nichtvollbeschäftigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen . 
Nichtvollbeschäftigte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

erhalten Leistungen in der Höhe, die dem Anteil ihrer ver­
traglich vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit an der regel­
mäßigen Arbeitszeit eines vollbeschäftigten Mitarbeiters 
oder einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin entspricht. Hat 
sich die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit während des 
kirchlichen Dienstes verändert, ist der Durchschnittsanteil 
an der regelmäßigen Arbeitszeit eines vollbeschäftigten 
Mitarbeiters oder einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin 
maßgeblich (Zeit-zu-Zeit-Anrechnung). 

§ 7 

Witwer- und Witwenversorgung 

(1) Witwer und Witwen, die eine Witwer- oder Witwen­
rente beziehen, erhalten 60% der Kirchlichen Altersversor­
gung, die dem leistungsberechtigten Mitarbeiter oder der 
leistungsberechtigten Mitarbeiterin zugestanden hat oder 
hätte, wenn der Anspruch darauf zum Zeitpunkt seines oder 
ihres Todes entstanden wäre. Die Zahlung der Witwer- oder 
Witwenversorgung beginnt mit dem auf den Todestag 
des leistungsberechtigten Mitarbeiters oder der leistungs­
berechtigten Mitarbeiterin folgenden Kalendermonat. 

(2) Die Zahlung ruht, wenn der Witwer oder die Witwe 
eine eigene Kirchliche Altersversorgung oder eine ver­
gleichbare zusätzliche Altersversorgung erhält, die minde­
stens den Leistungen nach diesem Kirchengesetz entspricht. 
Bleibt sie hinter den Leistungen nach diesem Kirchengesetz 
zurück, wird der Unterschiedsbetrag zwischen der eigenen 
Kirchlichen Altersversorgung oder der vergleichbaren zu­
sätzlichen Altersversorgung und den Leistungen nach die­
sem Kirchengesetz gewährt. Eine zusätzliche Altersversor­
gung ist der Kirchlichen Altersversorgung vergleichbar, 
wenn sie von einer der in § 5 Absatz 1 genannten Stellen, 
einer Zusatzversorgungskasse oder einer Stelle, die mit 
einer kirchlichen Zusatzversorgungskasse ein Überleitungs­
abkommen geschlossen hat, gezahlt wird. 

(3) Die Zahlung der Witwer- oder Witwenversorgung 
endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Witwer 
oder die Witwe wieder heiratet oder stirbt. 

§ 8 

Waisenversorgung 

( 1) Waisen, die Waisenrente beziehen, erhalten als Halb­
waisen 12 %, als Vollwaise 20% der Kirchlichen Altersver­
sorgung, die dem leistungsberechtigten Mitarbeiter oder der 
leistungsberechtigten Mitarbeiterin zugestanden hat oder 

hätte, wenn der Anspruch darauf zum Zeitpunkt seiner oder 
ihres Todes entstanden wäre. 

(2) Die Zahlung der Waisenversorgung beginnt mit dem 
auf den Todestag des leistungsberechtigten Mitarbeiters 
oder der leistungsberechtigten Mitarbeiterin folgenden Ka­
lendermonat. Dies gilt entsprechend bei Übergang von 
Halbwaisen- auf Vollwaisenversorgung. Wird ein Kind erst 
nach dem Tode des leistungsberechtigten Mitarbeiters oder 
der leistungsberechtigten Mitarbeiterin geboren, so beginnt 
die Zahlung mit dem Geburtsmonat des Kindes. 

(3) Die Zahlung der Waisenversorgung endet mit dem 
Ende des Kalendermonats, in dem der Anspruch auf Wai­
senrente endet oder die Waise stirbt. 

§9 

Antrag, zahlungspflichtige kirchliche Körperschaft 

(1) Leistungen nach diesem Kirchengesetz werden auf 
Antrag gewährt. Der Dienstgeber soll den leistungsberech­
tigten Mitarbeiter oder die leistungsberechtigte Mitarbeite­
rin auf das Antragsrecht hinweisen. 

(2) Zahlungspflichtig ist die Landeskirchenkasse. 

§10 

Ruhen der Kirchlichen Altersversorgung 

Die Zahlung der Kirchlichen Altersversorgung ruht in 
Höhe jeglicher Arbeitseinkünfte, wenn diese monatlich ein 
Siebtel der monatlichen Bezugsgröße in der Rentenversi­
cherung der Arbeiter und Angestellten (§ 18 SGB IV) über­
steigen. 

§11 

Ausschlußfrist 

Ansprüche verfallen, soweit sie nicht innerhalb einer 
Ausschlußfrist von sechs Monaten nach Vorliegen der All­
spruchsvoraussetzungen schriftlich geltend gemacht wer­
den. Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Gel­
tendmachung des Anspruchs aus, um die Ausschlußfrist 
auch für spätere Ansprüche unwirksam zu machen. 

§ 12 

Härtefälle 

Im Einzelfall können zur Vermeidung besonderer Härten 
Leistungen ohne Anerkennung eines Rechtsanspruchs wi­
derruflich bewilligt werden. 

§ 13 

Mitteilungspflichten 

(1) Leistungsberechtigte Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen sind verpflichtet, alle Änderungen der sie betreffenden 
Verhältnisse, die für ihren Anspruch auf Kirchliche Alters­
versorgung erheblich sind, der zahlungspflichtigen Stelle 
unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Leistungsberechtigte Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen sind auf ihre Mitteilungspflichten schriftlich hinzu­
weisen. 

(3) Die zahlungspflichtige Stelle kann Leistungen ganz 
oder teilweise versagen, wenn der leistungsberechtigte Mit­
arbeiter oder die leistungsberechtigte Mitarbeiterin der 
Mitteilungspflicht schuldhaft nicht nachgekommen ist. 
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§ 14 

Berechnung und Auszahlung der 
Kirchlichen Altersversorgung; Rückforderung 

Für die Berechnung u~d Auszahlung der Kirchlichen 
Altersversorgung sowie die Rückforderung zuviel gezahlter 
Leistungen gelten die Bestimmungen des § 36 der Kirch­
lichen Arbeitsvertragsordnung für Angestellte vom 17 .12. 
1991 in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

Abschnitt II 

Zusatzrente 

§ 15 

Berechtigter Personenkreis 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei Irrkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes dem in § 1 Absatz 2 Buchst. a ge­
nannten Personenkreis "angehören, erhalten Kirchliche Al­
tersversorgung nach den Vorschriften dieses Abschnittes als 
Zusatzrente. 

§ 16 

Leistungshöhe, Mindestversorgung 

(1) Die Zusatzrente wird pro vollendetem kirchlichem 
Dienstjahr (§ 5) monatlich in Höhe von 2,5% des durch­
schnittlichen monatlichen zusatzrentenfähigen Entgelts der 
letzten zwölf Beschäftigungsmonate gewährt. Die Höchst­
grenze der anrechenbaren kirchlichen Dienstzeit beträgt 40 
Dienstjahre. 

(2) Das zusatzrentenfähige Entgelt nach Absatz 1 bemißt 
sich nach dem individuellem Grundgehalt, bei Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern, die unter den Vergütungsgruppeil­
plan A fallen, ferner nach dem Ortszuschlag der Stufe 2 und 
der allgemeinen Zulage. Das zusatzrentenfähige Entgelt ist 
unabhängig vom tatsächlichen Beschäftigungsumfang und 
unabhängig von einer Unterbrechung wegen Arbeitsun­
fähigkeit auf der Grundlage einer Vollzeitbeschäftigung zu 
berechnen. Leistungen nach den Regelungen über die Ge­
währung einer jährlichen Zuwendung und eines Urlaubs­
geldes sind nicht zu berücksichtigen. 

(3) Die Zusatzrente wird in Form einer Mindestversor­
gung gewährt, wenn dies für den leistungsberechtigten Mit­
arbeiter oder die leistungsberechtigte Mitarbeiterin im Ver­
gleich zu Absatz 1 günstiger ist. Die Mindestversorgung 
beträgt bei einer ununterbrochenen Dienstzeit von zehn 
Dienstjahren monatlich 100 DM. Sie erhöht sich für jed~s 
weitere volle Dienstjahr um 10 DM; Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

§ 17 

Versicherungsbeitrag 

Die Dienstgeber haben für die leistungsberechtigten Mit­
arbeiter und Mitarbeiterinnen zur Rückdeckung der Kirch­
lichen Altersversorgung einen pauschaliert errechneten Ver­
sicherungsbeitrag in Höhe von 4% des zusatzversorgungs­
pflichtigen Arbeitsentgelts zu zahlen. Näheres regelt der 
Rahmenversicherungsvertrag zur Rückdeckung von Versor­
gungspflichten für Personengruppen zwischen der Evange­
lischen Kirche in Deutschland und der Kirchlichen Versor­
gungskasse Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit vom 
15.11.1996. 

Abschnitt III 

Gesamtversorgung 

§ 18 

Berechtigter Personenkreis 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie ehemalige Mit­
arbeiter und Mitarbeiterinnen, die bei Irrkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes den in § 1 Absatz 2 Buchstaben b b~s d 
genannten Personenkreis angehören, erhalten K1rchhche 
Altersversorgung nach den Vorschriften dieses Abschnittes 
als Gesamtversorgung. 

§ 19 

Besondere Anspruchsvoraussetzungen 

Abweichend von § 4 Absatz 1 wird Kirchliche Altersver­
sorgung auch bei Bezug einer Rente wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit gewährt, wenn der Mitarbeiter oder die 
Mitarbeiterin aus diesem Grunde nach einer mindestens 
fünfjährigen ununterbrochenen kirchlichen Dienstzeit aus 
dem kirchlichen Dienst ausscheidet; § 5 Absatz 3 Satz 1 gilt 
entsprechend. In diesem Fall wird mindestens der Grund­
betrag nach § 20 Abs. 3 gezahlt. 

§ 20 

Leistungshöhe, Versorgungstabelle 

( 1) Kirchliche Altersversorgung wird in der Höhe ge­
währt, in der die Leistungen aus der gesetzlichen Renten­
versicherung im Einzelfall hinter der sich nach diesem Ab­
schnitt ergebenden Gesamtversorgung zurückbleiben. 

(2) Die Höhe der Leistungen aus der gesetzlichen Renten­
versicherung ergibt sich aus dem von dem leistungsberech­
tigten Mitarbeiter oder der leistungsberechtigten Mitarbei­
terin vorzulegenden Rentenbescheid. Nach Beginn der 
Kirchlichen Altersversorgung führen allgemeine. Renten­
erhöhungen in Höhe des jeweiligen Prozentsatzes zur ent­
sprechenden fiktiven Erhöhung der nach Satz I zugrunde zu 
legenden Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung. Die fiktive Erhöhung erfolgt mit Beginn des Monats, 
in dem die allgemeine Rentenerhöhung wirksam wird. 

(3) Die Gesamtversorgung beträgt bei einer zehnjährigen 
Dienstzeit 18,75% des Gesamtversorgungsstufenwerts 
(Grundbetrag) und steigt bis zu einer Höchstgrenze von 40 
Dienstjahren für jedes weitere volle Dienstjahr um 1,875% 
des Gesamtversorgungsstufenwerts. Die Zuordnung zu den 
Gesamtversorgungsstufen erfolgt nach Maßgabe der Ver­
gütungsgruppe, die der Vergütungszahlung zuletzt zugrunde 
lag, anhand der folgenden Versorgungstabelle: 

Versorgungstabelle 

Versorgungs- Vergütungs- Gesamtversorgungs- Höchste Gesamt-
stufe gruppe stufenwert versorgung 

I X-Xa 1.875,69 DM 1.406,77 DM 

II VIII- VII 2.094,08 DM 1.570,56 DM 

III VI b-IVb 2.405,02 DM 1.803,75 DM 

IV IVa Ila 3.356,87 DM 2.517,66 DM 

V I b -I 4.161,48 DM 3.121,11 DM 
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( 4) Vor dem lokrafttreten dieses Kirchengesetzes erfolgte 
Zuordnungen zu den Versorgungsstufen bleiben bestehen. 

(5) Die Gesamtversorgungsstufenwerte steigen bei all­
gemeinen Rentenerhöhungen jeweils um den Prozentsatz, 
um den sich die Leistungen aus der gesetzlichen Renten­
versicherung erhöhen. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 
Der Landeskirchenrat setzt die Versorgungstabelle jeweils 
neu fest. 

§ 21 

Erhöhungszeiten 

Wenn die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, erhöht 
sich die anrechenbare Dienstzeit um die Hälfte der Kalen­
dermonate, die über die kirchliche Dienstzeit hinaus der 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung als Beitrags­
zeiten zugrunde liegen. 

§ 22 

Besondere Mitteilungspflichten 

Der leistungsberechtigte Mitarbeiter oder die leistungsbe­
rechtigte Mitarbeiterin hat bei Beantragung der Kirchlichen 
Altersversorgung die Leistungen aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung durch Vorlage des Rentenbescheides 
nachzuweisen. 

Abschnitt IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 23 

Übergangsbestimmung 

Abweichend von § 9 Abs. 1 ist für Leistungsberechtigte 
nach § 1 Abs. 2 Buchst. c die Antragstellung entbehrlich. 

§ 24 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1.1.1997 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten das Kirchengesetz über die kirch­
liche Altersversorgung vom 12.11.1994 (Amtsblatt 1995, 
Seite 9) und das Notgesetz zur Änderung des Kirchengeset­
zes über die kirchliche Altersversorgung vom 17.12.1996 
(Amtsblatt 1997, Seite 65) außer Kraft. 

Eisenach, den 5. Aprill997 

Die Landessynode 
der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen 

Jagusch 

Präsident 

Hoffmann 

Landesbischof 

D. Mitteilungen aus der Okumene 

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen 
und Entscheidungen 
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F.. Mitteilungen 

Evangelische Kirche in Deutschland 

- Kirchenamt -

Auslandsdienst in Südafrika 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche im Südlichen Afrika 
(Natal-Transvaal) sucht für die Pfarrstelle des Gemeinde­
verbandes Moorleigh-Winterton zum 1. März 1998 oder 
früher für die Dauer von sechs Jahren 

eine Pfarrerin oder einen Pfarrer. 

Die Gemeinden Moorleigh und Winterton liegen ca. 
40 km voneinander entfernt am Fuß der Drakensberge in der 
Provinz KwaZulu/Natal. Beide Gemeinden verfügen über 
eine eigene Kirche und eine Gemeindehalle. Die meisten 
Gemeindeglieder sind deutschsprachig, ein Teil von ihnen 
lebt in Estcourt und in Ladysmith. 

Zum Pfarramt gehören folgende Aufgaben: 

- Sonntäglich ist ein Gottesdienst in Moorleigh und in 
Winterton zu halten. Zusätzlich finden einmal im Monat 
Gottesdienste in Ladysmith statt und von Zeit zu Zeit 
auch im Altersheim Estcourt. Die Gottesdienstsprachen 
sind Englisch und Deutsch. 

Jede Woche ist Religionsunterricht für die Kinder aus 
den Gemeinden an der Primary School in Moorleigh 
(1.-7. Klasse) und an der High School in Estcourt 
(8.- 12. Klasse) zu erteilen. 

Darüber hinaus ist Konfirmandenunterricht zu geben. 

Die Mitarbeiter für die Bibel- und Hauskreise, den Ge­
betskreis, die Jugendkreise und den Kinderkreis er­
warten Zurüstung und eine gute Zusammenarbeit, die 
Gemeindeglieder eine seelsorgerliehe Begleitung. 

Ein besonderes Anliegen ist die Pflege der zwi­
schenkirchlichen Beziehungen mit den Schwesterkir­
chen und der Ökumene vor Ort und in der Region. Dazu 
gehört eine ständige Mitarbeit im diakonischen Zentrum 
K wazamakuhle der großen afrikanischen lutherischen 
Partnerkirche, der Evangelical Lutheran Church in 
Southern Africa. 

Für die Arbeit werden sehr gute Englischkenntnisse 
benötigt. In Moorleigh steht ein geräumiges Pfarrhaus zur 
Verfügung. Ein Dienstwagen wird gestellt, Führerschein 
und Fahrpraxis werden vorausgesetzt. Die Deutsche Privat­
schule Hermannsburg mit Internat (bis 12. Klasse) liegt 
etwa 150 km entfernt. 

Bewerbungen werden bis zum 18. August 1997 erbeten. 
Interessenten erhalten weitere Informationen und Aus­
schreibungsunterlagen beim 

Kirchenamt der EKD 
Herrenhäuser Straße 12 
30419 Hannover 
Tel. 0511/27 96-213 
Fax 0511/2796-722 
E-Mail: ekd@ ekd.de 

Auslandsdienst in Südafrika 

Die Evangelisch-Lutherische Kirche im SüdlichenAfrika 
(Natal-Transvaal) sucht für die Michaelis-Gemeinde in 
Vryheid zum 1. März 1998 für die Dauer von sechs Jahren 
eine Pfarrerin oder einen Pfarrer 

Vryheid ist eine Kleinstadt 300 km nördlich von Durban 
in der Provinz KwaZulu/Natal. Die Gemeinde wurde vor 
75 Jahren gegründet und für lange Zeit von der Hermanns­
burger Mission geprägt. 90% der Gemeindeglieder sind 
deutschsprachig. Etwa 10% sprechen zu Hause englisch 
oder afrikaans. Die große Kirche, eine Gemeindehalle, eine 
eigene Schule, ein Schülerheim und ein Kindergarten lassen 
eine vielfältige Gestaltung der Gemeindearbeit zu. Viele 
ständige Kreise und Gruppen, ein aktiver Kirchenvorstand, 
Lektoren und andere ehrenamtliche Mitarbeiter sowie eine 
Sekretärin wünschen sich eine gute Zusammenarbeit. 

Erwartet wird die Bereitschaft 

- regelmäßig Gottesdienste in deutscher Sprache (wö­
chentlich) und in englischer Sprache (zweimal monat­
lich) zu halten; 

zur seelsorgerliehen Begleitung der Gemeindeglieder; 

- zu ökumenischen Begegnungen vor Ort und zur Pflege 
der ökumenischen Beziehungen in der Region; 

- Konfirmandenunterricht zu halten; 

- für den Religionsunterricht an der Deutschen Schule die 
Verantwortung zu tragen und auch selbst für drei 
Stunde/Woche zu unterrichten; 

die Mitarbeiter der Gemeinde zu schulen; 

- Freizeiten für Jugendliche zu begleiten. 

Für die Arbeit werden sehr gute Englischkenntnisse 
benötigt; die Bereitschaft, Afrikaans zu lernen, ist er­
wünscht. Eine mehrjährige Gemeindeerfahrung wird vor­
ausgesetzt. Es steht ein geräumiges Pfarrhaus zur Verfu­
gung. Ein Dienstwagen wird gestellt, Führerschein und 
Fahrpraxis sollen vorhanden sein. Die Deutsche Privat­
schule Hermannsburg mit Internat (bis 12. Klasse) liegt 
etwa zwei Autostunden von Vryheid entfernt. 

Bewerbungen werden bis zum 18. August 1997 erbeten. 
Interessenten erhalten weitere Informationen und Aus­
schreibungsunterlagen beim 

Kirchenamt der EKD 
Herrenhäuser Straße 12 
30419 Hannover 
Tel. 05 11/27 96-213 
Fax 0511/2796-722 
E-Mail: ekd@ ekd.de 
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